
Bei den wegweisenden Richtlinien der 
Entwicklungszusammenarbeit, den soge-
nannten Milleniums-Entwicklungszielen 
(MDG) der UN, steht im Herbst 2015 eine 
Zäsur an. Die seit 2000 gültigen MDGs werden dann  von den Nachhaltigen Ent-
wicklungszielen (Sustainable Development Goals, SDG) abgelöst, die bis zum Jahr 
2030 gültig sein sollen. Die MDGs waren die erste weltweite Initiative, acht klare 
mittelfristige Ziele unter dem Dach einer übergreifenden Agenda für Entwicklung zu 
vereinen. Sie sind das Ergebnis eines Prozesses, der Anfang der 1990er Jahre be-

gann und den Blick vor allem auf die weltweite Bekämpfung von 
Armut richtete.
Vor diesem Hintergrund zeigt der Beitrag die Entwicklung von den 
MDGs zu den SDGs und fragt am Beispiel von Subsahara-Afrika 
nach den bisherigen Erfolgen der angestrebten Verbesserungen 
in bevölkerungsbezogenen Bereichen.  Dazu zählen Ziele wie die 
Halbierung der Armut, die Reduzierung der Müttersterblichkeit 
und die Verbesserung der Bildungschancen. Es zeigt sich, das 
zwar unter den auslaufenden MDGs jüngst einige Erfolge in dieser 
Region verbucht werden konnten – gleichwohl bleiben diese noch 
immer hinter den angestrebten Zielen zurück.  Seite 9

Im Hinblick auf zentrale Merkmale der demo-
grafi schen Entwicklung weisen Deutschland 
und Japan vor dem Hintergrund unterschied-
licher sozialer und gesellschaftlicher Kontex-
te viele Ähnlichkeiten auf. So befi ndet sich 
in beiden Ländern die Fertilität auf einem 
niedrigen Niveau und eine kontinuierlich 
steigende Lebenserwartung wirkt sich be-
schleunigend auf die demografi sche Alterung 
aus – im auf konfuzianischen Werten aufbauenden Japan weitaus stärker als im 
christlich geprägten Deutschland. Kein Industrieland altert und schrumpft gegen-
wärtig so schnell wie Japan. Ein Vergleich der beiden Länder ist insofern sinnvoll, 
da sich vergleichbare Trends in beiden Gesellschaften zeigen. Der Beitrag beleuch-
tet zentrale demografi sche Entwicklungsmerkmale wie die Geburtenentwicklung, 
die Lebenserwartung sowie die Migrationsbewegungen in Deutschland und Japan 
vor dem Hintergrund der kulturellen und gesellschaftlichen Besonderheiten beider 
Länder. Im Vergleich wird deutlich, dass in Deutschland ein Geburtenanstieg leich-
ter realisierbar zu sein scheint als in Japan – zumal Versuche der japanischen Regie-
rung, pronatalistische Anreize zu geben, bislang fehlgeschlagen sind.  Seite 2
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36. Jahrgang
Liebe Leserinnen und Leser,

die Zahl der Menschen, die auf der Erde 
leben, ist in den letzten 25 Jahren rapide 
angestiegen: von 5,3 Milliarden im Jahr 
1990 auf gegenwärtig 7,3 Milliarden. 
Auch wenn sich die Zuwachsraten bereits 
verlangsamt haben, so muss nach den ak-
tuellen Berechnungen der UN von einem 
weiteren Anstieg bis zum Jahr 2030 auf 
dann 8,4 Milliarden Menschen ausgegan-
gen werden. Damit wächst die Weltbevöl-
kerung um durchschnittlich 81 Millionen 
Menschen pro Jahr. Diese Entwicklung 
stimmt insofern bedenklich, als über 40 % 
der Zunahme in Afrika stattfinden wird. 
Hier trifft ein hohes Bevölkerungswachs-
tum auf geringe Entwicklung und poli-
tisch fragile Staaten. Hinzu kommt die 
Frage, wie ein höherer Lebensstandard 
für über 8 Milliarden Menschen geschaf-
fen werden kann, ohne die natürlichen Le-
bensbedingungen auf der Erde weiter zu 
zerstören und generell die Lebensqualität 
für alle Menschen sowie künftige Genera-
tionen zu erhalten. 
Die in der UN zusammengeschlosse-
nen Staaten haben daher in der Post-
2015-Agenda nachhaltige Entwicklungs-
ziele vereinbart, die im September 2015 
verabschiedet werden sollen. Diese soge-
nannten Sustainable Development Goals 
unterscheiden sich von den bis 2015 gel-
tenden Milleniumszielen vor allem in der 
Fokussierung auf den Zusammenhang 
zwischen Entwicklung und Nachhaltig-
keit. Mit 17 Zielen und 169 Indikatoren 
legen die SDGs einen ambitionierten Ka-
talog vor, der weit über bisherige Ansätze 
hinausgeht. Den Weg dahin beschreibt 
Anton Peez. In seinem Beitrag wird deut-
lich, mit welchen Problemen und kritischen 
Auseinandersetzungen eine solche Agenda 
zu kämpfen hat, bei der es vor allem darum 
geht, das Leben für alle Menschen auf der 
Erde ein Stück lebenswerter zu gestalten 
– besonders aber für jene in den Entwick-
lungsländern.

Prof. Dr. Norbert F. Schneider, 
Direktor des BiB
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Rasanter demografischer Wandel – Deutschland und Japan im Vergleich 

Die Bevölkerungsentwicklungen in Deutschland und Ja-
pan weisen eine Reihe von Ähnlichkeiten auf, die in ganz 
unterschiedlichen sozialen Kontexten entstehen. De-
mografisch prägend für beide Länder sind das niedrige 
Geburtenniveau, die kontinuierlich steigende Lebens-
erwartung und die damit verbundene demografische Al-
terung. Dabei gilt für Japan, dass das Geburtenniveau  
deutlich niedriger und die Lebenserwartung sehr hoch 
ist. Kein Land der Welt altert und schrumpft so schnell 
wie Japan. Der größte demografische Unterschied zwi-
schen Japan und Deutschland besteht allerdings hin-
sichtlich der internationalen Wanderungen: Japan setzt 
nicht auf Zuwanderung. 

Ein Vergleich der demografi schen Entwicklungen in 

Deutschland und Japan erscheint deshalb als gewinn-

bringend, da hier vergleichbare gesellschaftliche Trends 

in Ländern unterschiedlicher Kulturkreise entstehen. Das 

christlich geprägte Deutschland ebenso wie das von kon-

fuzianischen Werten dominierte Japan erleben beide ex-

treme Kinderlosigkeit und ausgeprägte Alterung. Hin-

sichtlich der Entwicklung der Geburtenrate kann dies als 

ein Anzeichen einer in beiden Ländern vollzogenen Sä-

kularisierung verstanden werden; hin-

sichtlich der Entwicklung der Lebens-

erwartung als ein Anzeichen einer 

erfolgreichen Modernisierung. Zugleich 

liegt dieser Beobachtung auch ein Ver-

ständnis von multiple modernities nach 

Shmuel Eisenstadt (2000) zugrunde: 

Modernisierung bedeutet eben nicht 

ausschließlich ein Nacheifern westli-

cher Erfolgsmodelle. Stattdessen könn-

te man von einer „dynamische[n] Man-

nigfaltigkeit von Kulturen“ (Vogt und 

Holdgrün 2013: 13) sprechen. Vor un-

terschiedlichen kulturellen Hintergrün-

den können sich ähnliche gesellschaft-

liche Phänomene herausbilden. Noch 

dazu, wenn dieser Prozess begleitet 

wird von vergleichbaren strukturellen 

Rahmenbedingungen; im vorliegenden 

Vergleichsfall Deutschland-Japan etwa 

von einer lange Zeit konservativ aus-

gerichteten Familienpolitik in beiden Ländern. Das Ziel 

dieses Beitrags ist, die parallel verlaufenden demogra-

fi schen Trends mit dem Schwerpunkt der Geburtenent-

wicklung vor dem Hintergrund der spezifi schen Gegeben-

heiten in beiden Gesellschaften zu erläutern.

Geburten in Deutschland und Japan
Das Geburtenniveau in Deutschland und in Japan 

zählt zu den niedrigsten im weltweiten Vergleich, wo-

bei Japan im Jahr 2013 mit einer Geburtenziffer von 1,43 

ein nahezu identisches Niveau aufweist wie Deutschland 

mit 1,41. Abbildung 1 zeigt die Ähnlichkeiten und Unter-

schiede in den Verläufen des Geburtenrückgangs. Der 

Rückgang in Japan verlief in zwei Phasen. Die erste fand 

während der 1950er Jahre und damit in unmittelbarem 

Anschluss an die Babyboom-Jahre 1947 bis 1949 statt. 

In dieser Zeit wurde der Zugang zu Verhütungsmethoden 

– seit Mitte der 1930er Jahre im Zuge einer dezidiert pro-

natalistischen Politik kaum gegeben – drastisch verein-

facht. Zudem wurde das Abtreibungsgesetz liberalisiert 

(Schoppa 2008: 643–644). Ein zweiter Rückgang setzte 

1975 ein und kam erst 2005 zum Stillstand. Dieser trägt 
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Zusammengefasste Geburtenziffer

Abb. 1: Zusammengefasste Geburtenziffer in Deutschland und Japan, 1930-2012
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Züge von Europe’s Second Demographic Transition. Ein 

Wertewandel, wie er in Europa stattgefunden hat, lässt 

sich für Japan allerdings erst ab den 1990er Jahren nach-

vollziehen und fällt zusammen mit dem Ende des wirt-

schaftlichen Hochwachstums und dem damit notwendig 

gewordenen Abschied vom Familienmodell des männli-

chen Alleinverdieners.

Dieser Geburtenrückgang seit den 1970er Jahren wird 

von Surkyn und Lesthaeghe (2004) neben der Verbrei-

tung von Verhütungsmitteln mit der Betonung der indi-

viduellen Autonomie in ethischer, moralischer und poli-

tischer Hinsicht verbunden, der damit einhergehenden 

Ablehnung aller Formen institutioneller Kontrolle und Au-

torität und mit der zunehmenden Verbreitung expressiver 

Werte im Zusammenhang mit den höheren Bedürfnissen 

der Selbstverwirklichung. Für Japan wird zusätzlich auf 

die Diskrepanz zwischen fortschreitender Frauenemanzi-

pation und dem Fortbestehen traditioneller Familiensys-

teme verwiesen (Atoh, Kandiah und Ivanov: 2004). Auf-

fällig ist, dass der Geburtenrückgang in Japan langsamer 

verlaufen ist. Dies ist darauf zurückzuführen, das er lan-

ge Zeit ohne die Verfügbarkeit der Anti-Baby-Pille stattge-

funden hat.

Blickt man weiter in die Vergangenheit, zeigt sich, 

dass die Geburtenentwicklung in Japan durch weni-

ger starke Schwankungen gekennzeichnet ist. Tiefe Ein-

schnitte wie sie in Deutschland etwa in Folge der Gebur-

tentiefs im Ersten und Zweiten Weltkrieg zu beobachten 

sind, haben in Japan in nivellierter Form stattgefunden. 

In dem Sinken der Geburtenrate im Japan der 1920er Jah-

re allerdings spiegeln sich die gesellschaftlichen Trends 

von Industrialisierung und Urbanisierung wider (Schop-

pa 2008: 640–643). Auffällig in diesem Kontext ist das 

einjährige Geburtentief im Jahr 1966. Die zusammen-

gefasste Geburtenziffer sank von 2,14 auf 1,58, um im 

darauffolgenden Jahr wieder auf 2,23 zu steigen. Verur-

sachend wirkt hier das nach dem chinesischen Kalen-

der alle 60 Jahre wiederkehrende Jahr des Feuerpferdes. 

Von den in solchen Jahren geborenen Frauen wird ange-

nommen, dass sie für ihren Ehemann einen frühen Tod 

bringen. Sie haben daher stark verminderte Chancen auf 

dem Heiratsmarkt. Ein ähnlicher Effekt lässt sich auch für 

das Jahr 1906 feststellen.

Japans Fertilitätsproblem basiert zum Teil auf einem 

Wertekonfl ikt zwischen Modernisierung und Traditiona-

lismus; einfl ussreicher als dieser jedoch schlagen sich 

strukturelle Rahmenbedingungen, insbesondere hinsicht-

lich der Arbeitsmarktpartizipation, in der Familiengrün-

dung nieder. Die in den vergangenen Dekaden stark zuge-

nommene Deregulierung des japanischen Arbeitsmarkts 

drängt mittlerweile auch mehr und mehr Männer in irregu-

läre Beschäftigungsverhältnisse. Die Zeiten der lebenslan-

gen Anstellung und des Senioritätsprinzips – Grundpfei-

ler des japanischen Wirtschaftswunders – sind längst nur 

noch für eine kleine Minderheit männlicher Angestellter 

zugänglich. Allen Unkenrufen um das Strukturprogramm 

der „Womenomics“ zum Trotz, gelten Frauen in Japan zu-

dem nach wie vor als Arbeitskräfte zweiter Klasse, da mit 

ihren Lebensentwürfen die „innerbetriebliche[n] ‚Rund-

umnutzung’“ (Schad-Seifert 2015: 22), d.h. Überstunden 

und Trinkabende mit den Kollegen, selten vereinbar ist.

Verbunden mit der Deregulierung des japanischen Ar-

beitsmarkts ist auch eine Dequalifi zierung männlicher 

Arbeit, wodurch ein relativ großer Teil der Männer als 

Ehepartner unattraktiv wird. Es wird von einer Dysfunk-

tionalität des Heiratsmarktes berichtet: „Japanerinnen 

suchten sich ihre Partner nach dem ‚Gesetz des doppel-

ten Einkommens’ aus. Der Partner sollte demnach das 

doppelte Jahreseinkommen der Frau in die Beziehung 

einbringen.“ (Bökenkamp 2013). Immer weniger japani-

sche Männer können entsprechende Anstellungen und 

Einkommen bieten und damit ist eine Heiratsbarriere 

entstanden. 

Hinzu kommt, dass Verheiratetsein und Kinderhaben 

eng miteinander verknüpft sind. Die Anteile nichtehelich 

geborener Kinder sind mit 2,15 % (2010) in Japan extrem 

niedrig. In Deutschland werden gegenwärtig etwas mehr 

als ein Drittel aller Kinder von unverheirateten Frauen zur 

Welt gebracht. Für Japan gilt, dass Ehelosigkeit zu Kinder-

losigkeit führt und damit das Geburtenniveau begrenzt 

wird. Hara (2008: 42) gibt die Kinderlosigkeit für den Ge-

burtsjahrgang 1960 mit 12,7 % an und verweist darauf, 

dass für den Jahrgang 1970 ein Wert von 30 % erwartet 

wird. Als häufi gsten Grund für Kinderlosigkeit geben die 

japanischen Frauen an, dass kein geeigneter Partner ver-

fügbar sei (Hara 2008: 53). Für Frauen ab Mitte 30, die 

unverheiratet und kinderlos sind, ist der Begriff ‚Makei-

nu‘ geprägt worden, was so viel wie ‚im Kampf geschla-

gener Hund‘ bedeutet. 

In Deutschland ist die hohe Kinderlosigkeit (Geburts-

jahrgang 1970: 21,9 %) vor allem durch die Situation 

im früheren Bundesgebiet zu erklären. Der Erklärungs-
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ansatz für Deutschland ist nicht mit Japan identisch, 

hat aber ebenfalls einen deutlichen Genderrollenbezug. 

„Für Westdeutschland gilt umgekehrt, dass die oftmals 

schwierige Vereinbarkeit von Familie und Beruf aufgrund 

fehlender Kinderbetreuungseinrichtungen sowie das 

nach wie vor präsente Leitbild der ‚guten Mutter’, also 

der Mutter, die zum Kind gehört, die Wahrscheinlichkeit 

erhöhen, dass berufsorientierte Frauen häufi ger kinder-

los bleiben. Frauen, die ihre Kinder außerhäuslich be-

treuen lassen, gelten in Westdeutschland schnell als ‚Ra-

benmütter’ oder halten sich selbst für solche. Um eine 

solche (Selbst-)Stigmatisierung zu vermeiden, verzichten 

sie oftmals auf Kinder, wenn sie berufstätig bleiben wol-

len.“ (Schneider und Dorbritz 2011: 33). 

Lebenserwartung im Vergleich
Japan hat zumindest bei den Frauen mit 86,41 Jahren 

die höchste Lebenserwartung der Welt. Die Männer wer-

den im Durchschnitt 79,94 Jahre alt (Sterbetafel 2010). 

Im Vergleich dazu erreicht die Lebenserwartung bei Ge-

burt in Deutschland für Männer 77,72 und für Frauen 

82,73 Jahre. Wie in vielen Regionen der Welt steigt die 

Lebenserwartung auch in Deutschland und Japan konti-

nuierlich an (Abb. 2). „Momentan ist kein Ende in Sicht. 

Die durchschnittliche Lebenserwartung in Deutschland 

liegt bei 80 Jahren. Wenn wir davon ausgehen, dass die 

Lebenserwartung wie in den letzten 160 Jahren pro Deka-

de um 2,5 Jahre steigt, im Jahre 1840 lag sie in Schweden 

bei 45 Jahren, heute liegt sie in einigen Nationen bereits 

bei 85 Jahren, würden wir erwarten, dass die Lebenser-

wartung in 80 Jahren auf 100 und in 160 Jahren auf 120 

Jahren steigt.“ (Vaupel 2007). 

Zu Beginn der 1960er Jahre hatte Deutschland noch 

einen Vorsprung bei der Lebenserwartung. Danach ist die 

Lebenserwartung in Japan schneller gestiegen. Bei den 

Männern hat sich seit den 1990er Jahren der Abstand 

wieder verringert, während bei den Frauen die Differenz 

unverändert geblieben ist. 

Der Anstieg wird auf die schnell sinkende Sterblichkeit 

ab dem 80. Lebensjahr zurückgeführt, die sich seit 1960 

in etwa halbiert hat. Dieser Trend basiert auf der Reduk-

tion der Herz-Kreislauf-Sterblichkeit. Dabei wird dem me-

dizinisch-technischen Fortschritt eine große Rolle zu-

geschrieben. „Man spricht in der Wissenschaft von der 

kardiovaskulären Revolution. Ärzte können Krankheiten, 

insbesondere am Herzen in vielerlei Hinsicht besser be-

handeln. Hinzu kommt das höhere Wissen um die eigene 

Gesundheit.“ (Rau 2013). Wer im heutigen Japan das 80. 

Lebensjahr erreicht, kann als Frau eine weitere Lebens-

zeit von durchschnittlich 11,59 Jahren und als Mann von 

8,57 Jahren erwarten. In Deutschland 

ist die fernere Lebenserwartung mit  

9,13 (Frauen) bzw. 7,77 Jahren (Män-

ner) niedriger.

Wird über die Lebenserwartung in Ja-

pan gesprochen, wird häufi g das Bei-

spiel Okinawa – die Insel der Hundert-

jährigen – herangezogen. Der Anteil der 

Hundertjährigen ist um das Fünffache 

höher als in Deutschland. Die Ursache 

dafür wird in einem Zusammenspiel 

vielfältiger Faktoren wie Essgewohn-

heiten, Klima, Lebensstil oder Bewe-

gung angenommen. Als entscheidend 

wird aber die Esskultur angesehen, wo-

bei zwei Faktoren eine wichtige Rolle 

haben. Erstens sind es die Essgewohn-

heiten: „Kurzgefasst ist die traditionel-

le Ernährungsweise auf Okinawa eine 

beiläufi ge aber konsequente Umset-

zung dessen, was Wissenschaftler und 
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Abb. 2: Geschlechtsspezifi sche Lebenserwartung bei Geburt in Deutschland und Japan
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Mediziner als in höchstem Maße gesund postulieren. 

Sie ist reich an Obst und Gemüse, Fisch wird dem Fleisch 

vorgezogen, und als wichtiger Eiweißlieferant dient das 

cholesterinfreie Soja.“ (www.einfach-jung.de). Zweitens 

wird auf die Effekte der 80 %-Regel verwiesen, die be-

sagt, dass man nur bis zu dem Punkt isst, an dem man 

zu 80 % gesättigt ist. In den 1980er Jahren hatten die 

Frauen in Okinawa einen Vorsprung von fast 3 Jahren ge-

genüber dem japanischen Durchschnitt. Mittlerweile hat 

sich der Vorsprung verkleinert, beträgt aber immer noch 

mehr als ein Jahr. Bei den Männern betrug der Vorsprung 

1,39 Jahre. Inzwischen ist aber die Lebenserwartung auf 

Okinawa niedriger als in Japan insgesamt. Das ist auf die 

verringerte Lebenserwartung der jüngeren Männergene-

rationen zurückzuführen, die dem traditionell gesunden 

Lebensstil nicht treu geblieben sind. Verlockend mag da-

bei die geballte Präsenz von Schnellimbissrestaurants 

in Okinawa wirken. KFC, McDonald’s und Co. weisen auf 

Okinawa die pro Einwohner gerechnet dichteste Präsenz 

in ganz Japan auf – ein direktes Ergebnis des Kulturtrans-

ports der US-amerikanischen Soldaten, die auf Okinawa 

immer noch in hoher Zahl stationiert sind (Vogt 2003: 

198). 

Internationale Migration
Im Unterschied zu Deutschland setzt 

Japan nicht auf Zuwanderung. Darü-

ber besteht in der Regierung, den poli-

tischen Parteien, den Gewerkschaften 

und der Bevölkerung eine breite Über-

einstimmung. Die japanische Zuwande-

rungspolitik gilt als restriktiv. Sie folgt 

zwei Prinzipien: Zugewanderte müssen 

hochqualifi ziert sein und es ist lediglich 

temporäre Zuwanderung erlaubt. 1990 

wurden die Einreisemöglichkeiten für 

Ausländer nach Japan gelockert. Bis da-

hin war die Einreise nur für wenige ge-

nau defi nierte Aufenthaltsgründe mög-

lich (z. B. Familienzusammenführung, 

Studium, akademische oder künstleri-

sche Tätigkeiten). Bis zu diesem Zeit-

punkt wurde die Gruppe der Auslän-

der von allem von den Migranten und 

deren Nachfahren gebildet, die haupt-

sächlich in Korea zwischen 1910 und 

1945 als Zwangsarbeiter rekrutiert wurden. In den letz-

ten zwei Jahrzehnten ist dann die Gruppe der Personen 

angewachsen, die zu Studienzwecken oder für Praktika 

nach Japan gekommen sind.

Erst in jüngster Zeit zeichnet sich ein zaghafter Para-

digmenwechsel in Japans Zuwanderungspolitik ab. Erst-

mals rekrutiert Japan nun sektorspezifi sch und nationen-

spezifi sch internationale Arbeitskräfte. Abkommen mit 

Indonesien (in Kraft getreten 2008), mit den Philippi-

nen (2009) und mit Vietnam (2014) erlauben nun die Zu-

wanderung von maximal 1.000 Pfl egekräften aus einem 

jeden dieser Länder pro Jahr nach Japan. Doch die Pro-

gramme sind unattraktiv gestrickt. Insbesondere das ge-

forderte hohe Niveau der Beherrschung der japanischen 

Sprache und Schrift wird als Hürde angesehen. Bis dato 

wurden die gesetzten Quoten kaum zu einem Fünftel er-

füllt. Die Summe der ausländischen Pfl egekräfte, die in 

Japan geblieben sind, bewegt sich zudem im zweistelli-

gen Bereich. Das Programm muss damit als gescheitert 

beurteilt werden (Vogt 2011; Vogt 2014).

Ergebnisse der rigiden Einwanderungspolitik sind ge-

ringe Wanderungsgewinne und ein niedriger Anteil der 

ausländischen Bevölkerung. In Japan leben gegenwär-

tig 2,134 Millionen Ausländer, was einem Bevölkerungs-
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Abb. 3: Wanderungsbilanz in Deutschland und Japan, 1950-2010 (in 1.000)
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anteil von 1,7 % entspricht. Seit 1990 hat sich die Zahl 

der Ausländer in Japan zwar verdoppelt, der Anteil ist 

aber immer noch außerordentlich niedrig. Die Mehrheit 

der Zugewanderten sind Asiaten, die vor allem aus China 

(1.281.469) und Indien (687.156) stammen. Aber auch 

der Anteil der aus Südamerika zugewanderten Personen 

ist mit 300.142 im Jahr 2010 relativ hoch. Diese Gruppe 

wird vor allem von Brasilianern, den Nachfahren ehema-

liger japanischer Auswanderer, gebildet. 

Die Wanderungsbilanz ist seit 1990 häufi ger negativ 

als positiv, wobei die Wanderungsgewinne bzw. -verlus-

te meist gering ausfallen (Abb. 3). Daher fällt auch die ne-

gative Nettowanderungsbilanz zwischen 1990 und 2010 

mit -94 Tsd. Personen eher gering aus. Seit 2007 sterben 

in Japan mehr Menschen als geboren werden. Damit sind 

sowohl die natürliche Bevölkerungsbilanz als auch die 

Wanderungsbilanz negativ, so dass eine Phase der Be-

völkerungsschrumpfung eingesetzt hat. Bis 2004 konn-

ten die negativen Wanderungsbilanzen immer durch die 

Geburtenüberschüsse ausgeglichen  werden.   

Im Vergleich dazu hat Deutschland seit 1990 einen 

Wanderungsgewinn von 5,6 Millionen Personen erzielt. 

Die deutsche Wanderungsbilanz ist mit wenigen Ausnah-

mejahren seit 1950 positiv. Das Bevölkerungswachstum 

basiert ausschließlich auf der positiven Wanderungsbi-

lanz, da im Gegensatz zu Japan Sterbefallüberschüsse 

bereits seit den 1970er Jahren bestehen. In Deutschland 

haben 19 % der Bevölkerung einen Migrationshinter-

grund und der Ausländeranteil beträgt 8,2 %.

Die wesentlichen Unterschiede zwischen Deutschland 

und Japan hinsichtlich des Migrationsgeschehens sind, 

dass Deutschland deutlich höhere Wanderungsgewinne 

erzielt, dass hinter den Wanderungsbilanzen mehr Zu- 

und Fortzüge stehen als in Japan und dass Deutschland 

auf Zuwanderung setzt und seine Zuwanderung regelt. 

Dies ist ein Vorgehen, das in Japan erst in Ansätzen und 

nur im Pfl egebereich zu erkennen ist. In Deutschland ist 

das Thema Migration Teil der öffentlichen Debatte, wäh-

rend es in Japan eher tabuisiert wird.

Fazit: Altern der Bevölkerung und beginnende Schrump-
fung

Beide Bevölkerungen gehören zu den ältesten der 

Welt. In Japan verläuft der Alterungsprozess allerdings 

schneller als in Deutschland und ist weiter vorangeschrit-

ten (Abb. 4). Das liegt daran, dass erstens die japani-

schen Babyboomer früher geboren wurden, daher älter 

als die deutschen sind und damit früher in das Rentenal-

ter eintreten. Zweitens verzeichnet Japan eine höhere Le-

benserwartung als Deutschland, wodurch der Alterungs-

prozess beschleunigt wird. Drittens verfügt Japan nicht 

über eine Zuwanderung, die Alterungseffekte mildern 

könnte. 

Die Unterschiede im Alterungsprozess veranschau-

lichen die Anteile der Personen, die 

65 Jahre oder älter sind: 1990 war 

der Anteil in Deutschland mit 15,3 % 

noch höher als in Japan (12,1 %).

Im Jahr 2012 betrug der Anteil 

in Japan bereits 24,2 %, während 

in Deutschland nur ein Anstieg auf 

21,1 % zu verzeichnen war. 

Eine weitere Besonderheit Ja-

pans ist, dass die Alterung der Be-

völkerung von einem einsetzenden 

Schrumpfungsprozess begleitet wird. 

Beide, die natürliche Bevölkerungsbi-

lanz und die Wanderungsbilanz, ha-

ben seit kurzem negative Vorzeichen. 

Für Deutschland werden zwar auch 

Rückgänge der Bevölkerungszahl pro-

gnostiziert, diese wurden bisher aber  
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fast immer durch eine starke Zuwanderung verhindert. 

Eine negative natürliche Bevölkerungsbilanz besteht in 

Deutschland im Gegensatz zu Japan bereits seit 1972.

Obwohl die demografi schen Trends weitgehend in die 

gleiche Richtung verlaufen, lassen sich zwei große Unter-

schiede zwischen den demografi schen Situationen und 

den Bewältigungsstrategien herausstellen: Erstens  wer-

den die Alterung und die Schrumpfung der Bevölkerung 

in beiden Ländern von einem Fachkräftemangel beglei-

tet. Obwohl es für Japan im Pfl egebereich gezielte Ein-

wanderung gibt, lässt sich der Unterschied mit folgen-

dem Zitat gut beschreiben: „Ein Land, dessen Wirtschaft 

nicht über genügend Arbeitskräfte verfügt, setzt gewöhn-

lich auf Einwanderer. Japan hingegen möchte einen ganz 

anderen Weg einschlagen: Roboter sollen es richten.“ 

(Asienspiegel: 2014). Zuwanderung wird in Japan nicht 

als demografi scher Lösungsansatz akzeptiert. Es scheint 

auch im politischen Raum nicht möglich, Zuwanderung 

zu thematisieren. „In Japan wäre es politischer Selbst-

mord, eine Immigrationskampagne zu fahren“ (Arudou: 

2012). Hinzu kommt ein hohes Bewusstsein um eine – 

zumindest als solche überlieferte – historische Homoge-

nität der Bevölkerung. Dass diese zwar gefühlt in Japan 

existiert, jedoch historisch nicht haltbar ist, soll an dieser 

Stelle hervorgehoben werden. Und dennoch: „Die meis-

ten Japaner können sich einfach nicht vorstellen, ihr Land 

mit Ausländern teilen zu müssen“ (Arudou: 2012). Dar-

aus wird die Wahl zwischen zwei Krisen abgeleitet: „Ent-

weder stürzt das Land aufgrund des Schwunds seiner Ar-

beitskräfte und der demografi schen Endlosschleife aus 

Nachwuchsmangel und Überalterung in eine dauerhaf-

te Wirtschaftskrise. Oder aber es gerät aufgrund von Zu-

wanderung in eine Identitätskrise, weil es seine noch im-

mer gefühlte Homogenität aufgibt.“ (Klingholz und Vogt 

2013: 30).

Zweitens verfügen beide Länder aus unterschiedlichen 

Gründen über ein sehr niedriges Geburtenniveau. Japan 

ist aufgrund eines nicht funktionierenden Heiratsmark-

tes durch eine niedrige Verheiratungsquote gekennzeich-

net, was quasi automatisch eine hohe Kinderlosigkeit 

bedeutet. In Deutschland besteht dieser Zusammenhang 

auch, ist aber deutlich entkoppelter. Alleinerziehende 

und nichteheliche Lebensgemeinschaften mit Kindern 

sind gesellschaftliche Normalität, in Japan kommen die-

se Lebensformen kaum vor. Daher erscheint in Deutsch-

land ein Geburtenanstieg leichter realisierbar zu sein als 

in Japan. Versuche der japanischen Regierung, pronata-

listisch zu agieren, sind bislang fehlgeschlagen.

Japan wie Deutschland gelten als die Pioniere im Um-

gang mit dem demografi schen Wandel. Damit entsteht 

die Frage, ob Deutschland aufgrund des dort weiter fort-

geschritten Alterungsprozesses von Japan lernen kann. 

Diese Frage wird eher verneint. Klingholz (2013) stellt 

dazu fest: „Deutschland kann lernen, welche Fehler man 

unterlassen sollte“.
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Bevölkerung und nachhaltige Entwicklung: 
Neue Herausforderungen für die internationale Gemeinschaft

Für die globale Entwicklungspolitik steht im Septem-
ber 2015 eine Neuausrichtung an. Die seit 2000 gelten-
den Millenniums-Entwicklungsziele (Millennium Deve-
lopment Goals, MDGs) der Vereinten Nationen werden 
von den Nachhaltigen Entwicklungszielen (Sustainab-
le Development Goals, SDGs) abgelöst, welche bis 2030 
gültig sein sollen. Für deren Umsetzung spielt der Zu-
sammenhang zwischen Bevölkerungsdynamik und Ent-
wicklung, wie bereits auf der Bevölkerungskonferenz 
von Kairo 1994 formuliert, eine wichtige Rolle. 
Dieser Beitrag diskutiert die Umsetzung bevölkerungs-
bezogener MDGs am Beispiel von Subsahara-Afrika und 
die künftige Berücksichtigung von Bevölkerungsfragen 
im Rahmen der SDGs in der post-2015 Entwicklungs-
agenda. Welche Lehren wurden aus den MDGs (2000–
2015) gezogen, und wie werden sie in den SDGs (2015–
2030) umgesetzt?
Dies war auch Thema der 48. Sitzung der Commission on 
Population and Development (CPD) der Vereinten Natio-
nen (UN) im April 2015, an welcher das Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung als Teil der deutschen Dele-
gation mitwirkte.

1. Entwicklungsziele im Blickpunkt der UN: 
Der Weg von Kairo bis heute

Die Millenniums-Entwicklungsziele der UN (s. Abb. 1) 

haben seit dem Jahr 2000 die staatliche Entwicklungs-

zusammenarbeit (EZ) maßgeblich beeinfl usst und sind 

auch für die deutsche EZ von zentraler Bedeutung. Nun 

laufen diese Richtlinien aus und sollen durch eine Reihe 

neuer mittelfristiger Ziele ersetzt werden. Die Verhand-

lungen für die neuen nachhaltigen Entwick-

lungsziele, die bis 2030 umgesetzt wer-

den sollen, laufen seit mehreren Jahren 

und werden im September 2015 auf einem 

Weltgipfel der Vereinten Nationen formell 

beschlossen.

Bevölkerungsfragen und -daten spielen 

in diesem Zusammenhang eine besonde-

re Rolle. Für die vorausschauende Planung 

von z. B. Nahrungsmittelversorgung, Bil-

dung und des Gesundheitswesens sind sie 

essenziell (Nuscheler/Roth 2006: 31–33). Ohne Berück-

sichtigung von Geburten- und Sterblichkeitsverhältnis-

sen, von Bevölkerungswachstum und -zahl sowie der sich 

verändernden Altersstrukturen können Prioritäten kaum 

angemessen festgelegt und grundlegende Infrastruktur-

angebote nicht nachfragegerecht erbracht werden. Tat-

sächlich gibt es auch einen starken Zusammenhang zwi-

schen sinkendem Bevölkerungswachstum und Erfolgen 

bei der Entwicklung (Herrmann 2015: 32). Länder, in de-

nen die Anzahl der Kinder je Frau zurückgeht, erfahren 

dadurch eine „demografi sche Dividende“, die für wirt-

schaftliche Entwicklung genutzt werden kann. Zugleich 

setzt damit auch ein Rückgang des Bevölkerungswachs-

tums ein, der die Versorgung mit den o. g. Infrastruktur-

angeboten erleichtert. Unter sonst gleichen Produktions- 

und Konsumbedingungen sind langsamer wachsende 

Bevölkerungen auch nachhaltiger, weil ihre Ressourcen-

beanspruchung geringer ist. Entwicklung wiederum wirkt 

sich langfristig, vor allem über eine bessere Bildung und 

gesellschaftliche Stellung von Mädchen und Frauen, auf 

die Zahl der Kinder aus und trägt somit zu einer Begren-

zung des Bevölkerungswachstums bei. Der enge wech-

selseitige Zusammenhang von Bevölkerungsdynamik 

und Entwicklung stand entsprechend im Mittelpunkt der 

Weltbevölkerungskonferenz von 1994 in Kairo (Internati-

onal Conference on Population and Development, ICPD) 

und ist die Grundlage für eine Neuausrichtung des Ver-

ständnisses von Entwicklung. Bis heute ist das Konzept 

der „Entwicklung“ umstritten (König 2011: 42–45). 

Im Kern geht es hierbei um die Frage, welche Ziele Ent-

wicklung verfolgen soll und welche Prioritäten gelten sol-

Abb. 1: Die Ziele der „Milleniumserklärung“ aus dem Jahr 2000
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len. Die ICPD in Kairo hat 1994 erstmals auf internatio-

naler Ebene im Konsens anerkannt, dass der Mensch im 

Zentrum von Entwicklung steht und betonte dabei die Be-

deutung von Menschenrechten und Freiheiten des Indivi-

duums. Dies stellt einen Wandel zur früheren Praxis dar, 

die eine Steigerung der Wirtschaftsleistung als wesentli-

chen Maßstab für Entwicklung und Bevölkerungspolitik 

betrachtete. Der Ansatz des Aktionsprogramms zur Fa-

milienplanung stärkt zudem das individuelle Recht der 

Menschen, selbst über ihre Sexualität zu bestimmen und 

steht damit im Gegensatz zu damals weit ver-

breiteten Maßnahmen der Bevölkerungspoli-

tik, die für die Familienplanung Vorgaben fest-

legten, wie z. B. die sogenannte Ein-Kind-Politik 

in China. Der Mensch gilt seither nicht mehr nur 

als bloßer „Begünstigter“ oder „Empfänger“ 

von Entwicklung, sondern als Träger und aktiver 

Teilnehmer am Entwicklungsprozess. Die Kairo-

er Konferenz gilt auch als ein entscheidender 

Punkt bei der Stärkung des Schutzes der Men-

schenrechte von Frauen und Kindern im Ent-

wicklungskontext. 

Bei der Konferenz traten jedoch auch eine 

Reihe von Konfl iktlinien und Kontroversen auf. 

Die Debatten zu sexueller und reproduktiver Ge-

sundheit, Familienplanung, Empfängnisverhü-

tung, Sexualaufklärung, Gleichstellung der Ge-

schlechter sowie Rollen innerhalb der Familie 

polarisierten. Der progressiven Haltung einer 

Mehrheit der Industrieländer standen viele la-

teinamerikanische und islamische Staaten so-

wie der Vatikan entgegen. Diese bekräftigten in 

ihren Vorbehalten gegenüber dem verabschie-

deten Aktionsprogramm eine traditionelle Rol-

lenverteilung innerhalb der Familie und lehnten 

ausdrücklich Interpretationen des Programms 

ab, welche nach ihrer Ansicht zu einer Legiti-

mierung von Abtreibung führen könnten. Trotz-

dem  zählt die Kairoer Konferenz mit einer Rei-

he weiterer UN-Meilensteine der 1980er und 

1990er Jahre – etwa dem Brundtland-Bericht 

„Unsere gemeinsame Zukunft“ von 1987, dem 

„Erdgipfel“ 1992 (Rio de Janeiro) und der Welt-

frauenkonferenz 1995 (Peking) – zu den Vorläu-

fern der aktuellen Millenniums-Entwicklungs-

ziele (MDGs).

Die MDGs sind das Ergebnis der im September 2000 

von 189 Staats- und Regierungschefs einstimmig be-

schlossenen „Millenniumserklärung“ und die erste welt-

weite Initiative, die klare mittelfristige Entwicklungszie-

le und -indikatoren unter dem Dach einer übergreifenden 

Agenda für Entwicklung vereinigte. Die acht Entwick-

lungsziele (s. Abb. 1) und der dazugehörige Katalog von 

21 Unterpunkten und 60 Indikatoren sind bis 2015 da-

tiert. Diese Bündelung einer umfassenden und dennoch 

zielgerichteten Entwicklungsagenda ging als ein zent-

17 Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals, SDGs) 

(Vorschlag – endgültige Fassung wird im September 2015 beschlossen) 

1.  Armut in jeder Form und überall beenden 

2.  Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung erreichen und eine 
 nachhaltige Landwirtschaft fördern 

3.  Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen 
 fördern 

4.  Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten des 
 lebenslangen Lernens für alle fördern 

5.  Geschlechtergerechtigkeit und Selbstbestimmung für alle Frauen und Mädchen erreichen 

6.  Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärversorgung für alle 
 gewährleisten 

7.  Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und zeitgemäßer Energie für alle sichern 

8.  Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive 
 Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern  

9.  Eine belastbare Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Industrialisierung 
 fördern und Innovationen unterstützen 

10.  Ungleichheit innerhalb von und zwischen Staaten verringern  

11.  Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig machen  

12.  Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sorgen  

13.  Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen 
 ergreifen (in Anerkennung der Tatsache, dass UNFCCC das zentrale internationale, 
 zwischen- staatliche Forum zur Verhandlung der globalen Reaktion auf den Klimawandel ist)  

14.  Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung erhalten 
 und nachhaltig nutzen  

15.  Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung fördern, Wälder 
 nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodenverschlechterung stoppen 
 und umkehren und den Biodiversitätsverlust stoppen  

16.  Friedliche und inklusive Gesellschaften im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung fördern, 
 allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und effektive, rechenschaftspflichtige und 
 inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen  

17.  Umsetzungsmittel stärken und die globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung  
 wiederbeleben 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) (2015)

Abb. 2: Die Ziele der nachhaltigen Entwicklungsagenda 2015
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rales Vermächtnis von UN-Generalsekretär Kofi  Annan 

(1997–2006) in die Geschichte ein.

Die MDGs griffen allerdings die Vorstöße der Kairoer 

Weltbevölkerungskonferenz 1994 nur in Teilen auf und 

der Indikator, „bis 2015 den allgemeinen Zugang zu re-

produktiver Gesundheit zu verwirklichen“, wurde erst 

nachträglich aufgenommen (UN 2010). Die Konzentra-

tion der MDG-Agenda auf eine überschaubare Zahl an 

messbaren Indikatoren hatte auch einen unbeabsich-

tigten Nebeneffekt. So wurde beispielsweise das um-

fassende Kairo-Ziel der „Verbesserung der Gesund-

heitsversorgung der Mütter“ allein auf den Indikator der 

Müttersterblichkeit reduziert. Eine Vielzahl anderer Fak-

toren der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und 

Rechte – etwa  Verhütung, Familienplanung oder Sexual-

aufklärung – wurden somit außer Acht gelassen (Fukuda-

Parr et al. 2014: 110-111). Als Zwischenfazit lässt sich 

festhalten, dass die Konzentration der MDGs auf weni-

ge Ziele und Indikatoren sowohl ihre Stärke als auch ihre 

Schwäche war. 

2015 rief die Bundesregierung als „Jahr der Entwick-

lungspolitik“ aus (BMZ 2015) – im September sollen 

neue Entwicklungsziele verabschiedet werden. Wurden 

die MDGs im Jahr 2000 innerhalb kürzester Zeit von einer 

kleinen Gruppe enger Vertrauter Kofi  Annans im Keller 

des UN-Hauptquartiers entworfen (Tran 2012), so han-

delt es sich bei der laufenden Verhandlung der SDGs um 

einen mehrjährigen, inklusiven Prozess, an dem sowohl 

Staaten, als auch die Zivilgesellschaft beteiligt sind (s. 

Abb. 3). Der aktuelle Entwurf umfasst 17 Ziele und 169 

Indikatoren und soll bis 2030 gelten. Somit ist er deutlich 

umfangreicher und ambitionierter als die MDGs. Kritiker 

bemängeln jedoch, der Entwurf sei stark „ausgedehnt“ 

und „die 169 Gebote“ seien deshalb von vornherein 

„zum Scheitern verurteilt“ und könnten „schlechter als 

nutzlos“ sein (The Economist 2015).

In den SDGs wird „Nachhaltigkeit“ als umfassendes 

Konzept verstanden. Es beinhaltet dabei nicht etwa nur 

unmittelbare Umweltthemen, sondern hat zum Ziel „die 

Lebensqualität der gegenwärtigen Generation (zu si-

chern) und gleichzeitig zukünftigen Generationen die 

Wahlmöglichkeit zur Gestaltung ihres Lebens (zu erhal-

ten).“ (Brundtland-Bericht, UN WCED 1987; Übersetzung 

nach Hauff 1987). Durch die Erweiterung um das Quer-

schnittsthema der „nachhaltigen Entwicklung“ unter-

scheiden sich die SDGs (2015–2030) grundlegend von 

den MDGs (2000–2015). Der neue Fokus auf den Aspekt 

der Nachhaltigkeit von Entwicklung nimmt nun alle Staa-

ten stärker in die Verantwortung, nicht nur wie bisher die 

weniger entwickelten Länder – denn das Konzept der 

Nachhaltigkeit geht über „Entwicklung“ im engeren Sinn 

hinaus und betrifft z. B. auch die Produktion und den 

Konsum in den Industrieländern. Die Weiterentwicklung 

der Millennium-Entwicklungsziele im aktuellen SDG-Ent-

wurf um wichtige neue Aspekte zeigt jedoch nach Auffas-

sung führender Experten auch eine Schwäche. Die Be-

deutung von Bevölkerungsdynamiken für das Konzept 

der Nachhaltigkeit wird in den neuen SDGs kaum thema-

tisiert. Dabei beeinfl ussen Bevölkerungswachstum, Alte-

rung und Migration viele der SDG-Indikatoren direkt oder 

indirekt (Herrmann 2015: 9), wie die Erfahrungen mit der 

Umsetzung der MDGs zeigen. 

2. Keine Erfolgsgeschichte? Die Umsetzung der MDGs in 
Subsahara-Afrika und der Blick auf die künftigen SDGs

Trotz anhaltender und berechtigter Kritik1 waren die 

Millenniums-Entwicklungsziele in Teilen erfolgreich. Bei 

der Halbierung der Armut oder der Sicherstellung der 

Trinkwasserversorgung sind zum Beispiel Fortschritte 

zu verbuchen. Jedoch ist es bei dieser Feststellung nur 

sehr schwer möglich, Korrelation und Kausalität ausein-

anderzuhalten. Grundsätzlich darf man nicht vorschnell 

an die Erreichung einiger MDG-Indikatoren einzig und al-

lein die Folgerung knüpfen, das MDG-Programm sei ein 

Erfolg auf ganzer Linie gewesen. Der tatsächliche Einfl uss 

des MDG-Katalogs auf die weltweite Verbesserungen der 

Trinkwasserversorgung oder den Rückgang an Armut ist 

kaum genau zu bestimmen. Welche Lehren lassen sich 

nun aus der Umsetzung der MDGs ziehen und wie lassen 

sich diese auf die anstehenden SDGs übertragen – ins-

besondere hinsichtlich des Einfl usses der Bevölkerungs-

dynamik auf die Entwicklung?

Trotz der nachgewiesenen Erfolge bleibt eine Region 

der Welt hinter den 2000 von der internationalen Staa-

tengemeinschaft gesteckten Zielen weit zurück: Subsa-

hara-Afrika. Zwar gibt es auch dort z. T. große Verbesse-

1 Beispielhaft etwa die Unverbindlichkeit der MDGs sowie deren Mess-
methoden (Glotzbach et al. 2007: 22-23). Die Bezeichnung als „Mi-
nimumsentwicklungsziele“ (Wichterich 2005: 20) bringt zum Aus-
druck, dass es sich um einen Minimalkonsens zwischen den Staaten 
handelt und dass hierzu die Ziele von vorherigen Vereinbarungen – 
etwa das ICPD-Aktionsprogramm von Kairo – unterschritten wurden.
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rungen, doch erreichen diese kaum die weitreichenden 

Ziele der MDGs. Im Folgenden soll am Beispiel von Sub-

sahara-Afrika die Umsetzung von drei MDG-Indikatoren 

untersucht werden, die einen engen Zusammenhang zur 

Bevölkerungsdynamik aufweisen: Armut, Müttersterb-

lichkeit und Bildung. 

Bei diesen Indikatoren muss grundsätzlich beachtet 

werden, dass es auf dem afrikanischen Kontinent (wie 

auf allen Kontinenten) starke Unterschiede nicht nur zwi-

schen Staaten, sondern auch innerhalb von Staaten gibt. 

So variiert etwa die Geburtenrate z. B. in Äthiopien je 

nach Region zwischen 1,5 und sieben Kindern pro Frau 

(Angenendt/Popp 2014: 6) – dies verdeutlicht die enor-

me Heterogenität der Region, in der 1,1 Mrd. Menschen 

in 54 Staaten leben.

2.1 Die Halbierung weltweiter Armut
Ein beachtlicher Erfolg, der bei der Diskussion um die 

MDGs häufi g erwähnt wird, ist die vorzeitige Erreichung 

des ersten Entwicklungsziels. Die extreme Armut auf der 

Welt wurde bereits 2010 weltweit halbiert. 1990 lebten 

etwa 36 % der Weltbevölkerung von weniger als $1,25 

am Tag (Kaufkraftäquivalent 2005), was nach Defi nition 

der Weltbank „extremer Armut“ entspricht, 2010 waren 

es nur noch 18 %.

Wie kommt dieser große Fortschritt zu-

stande? Zunächst kann ein Blick auf die 

Ausgangslage in verschiedenen Staaten 

und Regionen der Welt geworfen werden. 

Der Anteil der Menschen, die in China, In-

dien und Subsahara-Afrika 1990 in ext-

remer Armut lebten, war mit 63 %, 53 % 

und 56 % recht ähnlich. Anzumerken ist 

jedoch, dass sich in diesen Regionen seit 

1990 Fertilität und Bevölkerungswachs-

tum sehr unterschiedlich entwickelt haben 

(s. Abb. 4, World Bank 2013). Als damals 

wie heute bevölkerungsreichstes Land der 

Welt trug China 1990 den Löwenanteil der 

weltweiten Armut. Doch zwischen 1990 und 

2010 schrumpfte der Anteil armer Menschen 

in der Volksrepublik von 63 % auf bemer-

kenswerte 6 % der Bevölkerung (UN 2014a: 

8). Die Halbierung weltweiter Armut wurde 

somit entscheidend von den Entwicklungen 

in China getragen und vorangetrieben. 

In Subsahara-Afrika lebten 1990 56 % der Bevöl-

kerung in extremer Armut, 2010 waren es noch immer 

48 %. 1990 wohnten südlich der Sahara etwa 490 Mio. 

Menschen, 2010 831 Mio. und 2015 rund 949 Mio. (UN 

Population Division 2012). Dieses hohe Bevölkerungs-

wachstum trägt dazu bei, dass heute in Subsahara-Af-

rika etwa 125 Mio. Menschen mehr unter Bedingungen 

der extremen Armut leben als 1990. Hier konnte nicht nur 

das Ziel der Reduzierung extremer Armut nicht erreicht 

werden, im Gegenteil ist die Zahl in extremer Armut le-

bender Menschen sogar weiter gestiegen, weil die Ent-

wicklungsanstrengungen mit dem hohen Bevölkerungs-

wachstum offensichtlich nicht Schritt halten konnten. 

Erschwerend kommt für die Entwicklungen der nächs-

ten Jahre hinzu, dass dort, wo Konfl ikte herrschen und 

Staaten fragil sind, die Armutsbekämpfung besonders 

schwierig ist (Chandy et al. 2013: 14; Burt et al. 2014: 

3; BMZ 2014a: 38) – und 17 der 33 „fragilen Staaten“ 

weltweit liegen in Subsahara-Afrika (World Bank 2015b). 

Trotz großer Fortschritte in „stabilen“ Staaten bleiben die 

etwa 465 Mio. Menschen, die 2015 in „fragilen“ Staa-

ten leben, von diesen positiven Entwicklungen weiterhin 

größtenteils abgeschnitten.

Wird heute vom Erfolg der MDGs gesprochen, so han-

delt es sich hauptsächlich um die Erfolge der Schwel-

Abb. 4: Anteil der Bevölkerung in extremer Armut
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lenländer seit 1990. Indien steht beispielsweise in den 

nächsten Jahren vor einem ähnlichen Sprung über die 

Armutsgrenze wie China ihn in den vergangenen Jahren 

vollzogen hat (Chandy et al. 2013: 12). Ein zunehmend 

großer Anteil der Menschen in extremer Armut wird da-

durch in Zukunft in Subsahara-Afrika leben – und die Er-

reichung des ersten SDGs „Armut in allen Formen und 

überall zu beenden“ (nach Weltbank ein Anteil extremer 

Armut von weniger als 3 %, Burt et al. 2014: 13), wird 

immer stärker von den dortigen Entwicklungen abhän-

gen (UN 2014b: 7). Die Wahrscheinlichkeit, extreme Ar-

mut bis 2030 vollständig beenden zu können, wird dabei 

grundsätzlich gering eingeschätzt (Burt et al. 2014: 22; 

Chandy et al. 2013: 14-15). Denn während mit raschem 

Wirtschaftswachstum ein weitgehendes Ende absoluter 

Armut in den Schwellenländern absehbar ist, stagniert in 

vielen der größten und am schnellsten wachsenden Staa-

ten Subsahara-Afrikas weiterhin die Armutsbekämpfung.

 

2.2 Deutliche Reduzierung der Müttersterblichkeit nicht 
erreicht 

Ein Indikator der Millenniums-Entwicklungsziele (5A), 

der nicht erreicht wurde, ist der Rückgang der Mütter-

sterblichkeit um 75 % zwischen 1990 und 2015. Beim 

Indikator „Müttersterblichkeit“ handelt es sich um die 

Anzahl der Frauen pro 100.000 Lebendgeburten, die wäh-

rend oder bis 42 Tage nach der Schwangerschaft sterben. 

1990 starben weltweit etwa 380 Mütter pro 100.000 Ge-

burten, demnach war der Zielwert für 2015 95. Doch 

2013 starben immer noch 210 Frauen pro 100.000 Ge-

burten – diese Verringerung um 45 % bleibt weit von der 

Vorgabe aus dem Jahr 2000 entfernt (World Bank 2015a).

Die Wahrscheinlichkeit, dass eine heute 15-Jähri-

ge im Laufe ihres Lebens wegen Komplikationen bei 

der Schwangerschaft oder der Geburt stirbt, beträgt im 

Tschad 1 zu 15, im Niger 1 zu 20, im Südsudan 1 zu 28 

und in Deutschland 1 zu 11.000 (World Bank 2015a). 

Welche Faktoren tragen zu dieser erschreckenden Er-

kenntnis bei? Ein ausschlaggebender Aspekt ist die Be-

treuung durch ärztliches Personal – vor, während und 

nach der Geburt (s. Abb. 5). Der Zugang zu entsprechen-

den Gesundheitsdiensten steht im direkten Zusammen-

hang zur Müttersterblichkeit. Länder mit hohem Bevölke-

rungswachstum haben hier weiter erhebliche Probleme, 

universellen Zugang zu Gesundheitsdiensten zu errei-

chen. Ebenso stehen niedrigere Geburtenziffern – und 

Abb. 5: Betreute Geburten und Müttersterblichkeit in ausgewählten Ländern in Subsahara-Afrika, 2013
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somit größere Abstände zwischen den Geburten sowie 

weniger Geburten in höherem Alter – in Zusammenhang 

mit sinkender Müttersterblichkeit (UN 2015: 5). Ferner 

kommt es vor allem dann zu hoher Müttersterblichkeit, 

wenn die sexuelle und reproduktive Gesundheit und die 

Rechte von Mädchen und jungen Frauen vernachlässigt 

werden. Dies umfasst etwa Sexualaufklärung und den 

Zugang zu Verhütungsmitteln. 

Im SDG-Entwurf gibt es kein eigenständiges Ziel für 

die Gesundheit von Müttern. Vielmehr ist ein allgemei-

nes Ziel vorgesehen, um ein „gesundes Leben für alle“ 

zu garantieren (SDG 3). Dessen erster Indikator ist die Re-

duzierung der Müttersterblichkeit auf 70 pro 100.000 Le-

bendgeburten. Fraglich bleibt, ob diese Gewichtung un-

ter 169 Indikatoren dem Thema der Müttergesundheit 

künftig genug Bedeutung verschafft, zumal es sich um 

ein MDG handelt, bei dem 2000–2015 wenig Fortschritt 

zu verbuchen ist.

2.3 Bildung als Faktor für Bevölkerungsprozesse
Ein weiterer Zusammenhang zwischen Entwicklung 

und Bevölkerungsdynamik besteht bei der Bildung. 

Die Staatengemeinschaft machte es sich 2000 mit den 

MDGs 2 und 3 zur Aufgabe, allen Kindern eine Grund-

schulausbildung zu ermöglichen sowie die Gleichstel-

lung der Geschlechter zu fördern. Verbesserungen im Bil-

dungssystem und -zugang, insbesondere für Mädchen, 

vermögen dabei eine ausgewogene Bevölkerungsent-

wicklung zu begünstigen. Hier besteht eine enge Ver-

bindung zwischen einer hohen Analphabetenquote von 

15- bis 24-jährigen Frauen (Youth Female Literacy Rate, 

s. Abb. 6) und einer hohen zusammengefassten Gebur-

tenziffer, im Speziellen von Jugendlichen. Der Besuch ei-

ner Sekundarschule verzögert beispielsweise die Geburt 

des ersten Kindes und verringert insgesamt die Kinder-

zahl einer Frau (Angenendt/Popp 2014: 12). Bringen in 

Äthiopien Frauen mit höherer Bildung im Laufe ihres Le-

bens etwa 1,3 Kinder zur Welt, sind es bei Frauen ohne 

Schulbildung im Schnitt sechs Kinder (Angenendt/Popp 

2014: 22). Auch Maßnahmen zur sexuellen Aufklärung 

und Verhütung wirken sich als Teil der Bildung auf die Ge-

burtenziffer aus: eine Studie in Westafrika hat ergeben, 

dass eine Erhöhung der Nutzung von Verhütungsmitteln 

um 15 % die Geburtenziffer um ein Kind pro Frau senkt 

(Bongaarts et al. 2012: 18-19).

In Subsahara-Afrika ging 1990 jedoch nur etwa die 

Hälfte (52 %) aller Kinder im Grundschulalter zur Schu-

le, was den niedrigsten Wert aller Weltregionen darstell-

te. 2012 war diese Rate zwar um 26 Prozentpunkte auf 

78 % angestiegen, die größte Verbesserung aller Regi-

onen, dennoch ist der Anteil weltweit noch am gerings-

ten. Angesichts der schnell wachsenden Bevölkerung im 

Schulalter zeigen sich in Subsahara-Afrika weiterhin gro-

ße Herausforderungen. Dort sind heute 16,2 % der Bevöl-

kerung unter fünf, sowie 30,4 % unter zehn Jahre alt (in   

Deutschland: 4,2 % bzw. 8,5 %) und zwischen 2000 und 

2012 hat sich die Anzahl der Kinder im Grundschulalter 

um 35 % erhöht. Im Niger – dem Land mit der höchsten 

Geburtenziffer der Welt (7,6 Kinder pro Frau) – hat sich 

zwischen 2000 und 2015 die Bevölkerung von 10,99 

Mio. auf 19,27 Mio. um etwa 75 % vergrößert (UN 2014a: 

17). Um die ohnehin bereits hohe Schülerzahl pro Leh-

rer bis 2030 zumindest konstant zu erhalten, müssen die 

am wenigsten entwickelten Länder ihre Bildungsausga-

ben um 40 % erhöhen (UN 2015: 12). Die Bevölkerungs-

dynamik spielt für die vorausschauende Planung des Bil-

dungs- und Schulwesens eine entscheidende Rolle, so 

muss z. B. bereits heute in die Ausbildung zusätzlicher 

Lehrkräfte investiert werden, um bei einer weiterhin stei-

genden Zahl an Schülerinnen und Schülern den künfti-

gen Bedarf decken zu können.  

Problematisch ist ferner, dass im Bildungs-MDG we-

der auf die tatsächliche Qualität des Unterrichts (gemes-

sen an der Schülerzahl pro Lehrer oder der Qualifi kation 

der Lehrer), noch auf Einkommensunterschiede Rück-

sicht genommen wird (Fukuda-Parr et. al 2014: 108). Ent-

sprechend sollen – zusätzlich zur Mädchenbildung (UN 

2015: 20) – arme und ländliche Regionen sowie die Un-

terrichtsqualität besondere Schwerpunkte bei Bildungs-

themen in der post-2015-Agenda sein. 

3. Resümee und Ausblick 
Welche Bilanz kann heute aus den MDGs gezogen wer-

den? Welche Perspektiven ergeben sich aus dem aktuel-

len SDG-Entwurf für die künftige Entwicklung und welche 

Rolle spielt die Bevölkerungsdynamik dabei?

Die globale Initiative zur Umsetzung der MDGs hat ins-

gesamt eine große Öffentlichkeit für Entwicklungsthe-

men sensibilisiert. Die Konzentration auf wenige Ziele 

und Indikatoren hat es dabei erlaubt, Prioritäten zu set-

zen und durch die Fokussierung begrenzter Mittel Erfol-
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ge zu erzielen. Diese Erfolge sind jedoch nicht bei allen 

Zielen und in allen Regionen gleichermaßen zu verzeich-

nen. Bei einzelnen Zielen wie der Müttergesundheit und 

Regionen wie Subsahara-Afrika wurden die weitgesteck-

ten Ziele deutlich verfehlt. Zudem kritisieren Experten die 

einseitige Konzentration der Entwicklungsanstrengun-

gen auf die Indikatoren der MDGs, weil hierdurch weite-

re wichtige Aspekte vernachlässigt werden. Die SDGs tra-

gen dieser Kritik u. a. dadurch Rechnung, dass sie breiter 

angelegte Ziele und mehr Indikatoren umfassen – aller-

Abb. 6: Alphabetisierungsrate der Frauen im Alter von 15 bis 24 Jahren in Subsahara-Afrika
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dings ist angesichts der Erfahrungen mit der teilweise ge-

scheiterten Umsetzung der MDGs die Frage zu stellen, ob 

die verfügbaren Mittel ausreichen werden, dieses ambi-

tionierte Programm auch umzusetzen. Außerdem weisen 

Kritiker angesichts der Vielzahl von Zielen und Indikato-

ren auf die Gefahr des „Rosinenpickens“ hin. 

Für den afrikanischen Kontinent lassen sich aus den 

untersuchten Indikatoren folgende Schlüsse zur dortigen 

Lage der MDGs und SDGs ziehen: Erstens wird ein wach-

sender Anteil der Weltbevölkerung in extremer Armut in 

Subsahara-Afrika leben. Zweitens spielt die Garantie se-

xueller und reproduktiver Gesundheit und Rechte (SRHR) 

von Frauen in Subsahara-Afrika für die dortige demogra-

fi sche Entwicklung eine entscheidende Rolle. Ferner stel-

len die rasch wachsende Bevölkerung und der hohe Kin-

deranteil für die Bildung in afrikanischen Staaten eine 

besondere Herausforderung dar. Nicht zuletzt muss be-

achtet werden, dass bei einer stetig steigenden Welt-

bevölkerung der ökologische Fußabdruck eines jeden 

stärker ins Gewicht fällt. Je mehr die Weltbevölkerung an-

wächst, desto schwieriger wird die Umsetzung der SDGs 

(UN 2015: 3-4).

Der aktuelle SDG-Entwurf nimmt an nur einer Stel-

le ausdrücklich auf einen Beschluss des ICPD-Aktions-

plans 1994 Bezug – Indikator 5.6 zu sexual and repro-

ductive health and rights (SRHR).2 Um eine deutliche und 

nachhaltige Verbesserung der Lebensumstände der ver-

nachlässigten und gefährdeten Menschen der Welt in 

den nächsten 15 Jahren zu fördern, sind Bevölkerungs-

themen unter voller Beachtung der Menschenrechte von 

grundlegender Bedeutung. Die umfassende Gewährleis-

tung von sexueller und reproduktiver Gesundheit ist hier-

für der wichtigste Schritt und spielt auch in der deut-

schen EZ eine zentrale Rolle (BMZ 2013). Der Fokus des 

Kairo-Aktionsprogramms sollte daher in der post-2015 

Agenda ausdrücklich erhalten bleiben und weiter ausge-

baut werden. Menschen in allen Ländern der Welt sollen 

durch Bildung, Verhütungsmittel und Gesundheitsver-

sorgung darin gestärkt werden, selber über die Anzahl 

und den Zeitpunkt der Geburt ihrer Kinder zu entschei-

den. Weiterhin beeinfl ussen demografi sche Entwicklun-

gen viele der zentralen SDG-Inhalte, etwa Armut, Bildung 

und Müttersterblichkeit. Dieser Erkenntnis aus der Um-

setzung des ICPD Aktionsprogramms und der MDGs trägt 

die deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit einem ei-

genen Handlungsfeld „Datenbasierte Entwicklung – Wis-

sen ermöglicht Handeln“ Rechnung (BMZ 2013). Im Kon-

zept der SDGs wird die Verbesserung der Verfügbarkeit 

demografi scher Daten und Analysen sowie deren Nut-

zung für die Entwicklungsplanung bisher kaum berück-

sichtigt, was von führenden Experten als Schwäche der 

neuen SDGs kritisiert wird (Herrmann 2015: 9-11). 
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Aktuelle Projekte

Projekt „Mortalitäts-Follow-Up“ der Nationalen Kohorte neu am BiB

Am BiB ist seit dem 1. Juli 2015 ein neues Projekt gestar-
tet: das Mortalitäts-Follow-Up als Teil des Forschungs-
projekts „Nationale Kohorte“. Dabei handelt es sich um 
eine Langzeiterhebungsstudie zur Untersuchung, wie 
lange ein Lebenslauf unter bestimmten Ausgangs- und 
Rahmenbedingungen dauert und welche Ursachen letzt-
lich zum Tod führen. Der Zweck der 2013 gestarteten 
Gesamtstudie „Nationale Kohorte“ besteht darin, eine 
Plattform für epidemiologische Projekte zur Risikoerfas-
sung, Früherkennung und Prävention multifaktorieller 
Erkrankungen zu entwickeln. 

Damit sollen Erkenntnisse gewonnen werden, wie ge-

netische Faktoren, Umweltbedingungen, das soziale Um-

feld und der Lebensstil bei der Entstehung von Krank-

heiten zusammenwirken. Getragen wird die Studie von 

einem deutschlandweiten Netzwerk, bestehend aus For-

schungseinrichtungen der Helmholtz-Gemeinschaft,  von  

Universitäten, der Leibniz-Gemeinschaft und der Ressort-

forschung.

Das Projekt ist mit Gesamtkosten von 210 Millionen 

Euro und einer zusätzlichen Grundausstattung in Höhe 

von ca. 60 Millionen Euro (fi nanziert durch die tragenden 

Institutionen) das mit Abstand größte jemals in Deutsch-

land durchgeführte und eines der größten epidemiologi-

schen Forschungsvorhaben weltweit. 

Dazu sollen bis zum Frühjahr 2018 an 18 Standor-

ten in 15 Bundesländern 200.000 Männer und Frauen 

(je 50 %) aus ganz Deutschland im Alter von 20 bis 69 

Jahren medizinisch untersucht und nach ihren Lebensge-

wohnheiten (wie z. B. körperliche Aktivität, Rauchen, Er-

nährung, Beruf) befragt werden. 

Intention der Studie : Vorbeugen statt Heilen
Darüber hinaus werden allen Studienteilnehmern 

Blutproben entnommen und für spätere Forschungspro-

jekte in einer zentralen Bioprobenbank gelagert. Nach 5 

Jahren werden alle Teilnehmer erneut zu einer Untersu-

chung und zweiten Befragung in die Studienzentren ein-

geladen. Im Laufe der Nachbeobachtung über 10 bis 20 

Jahre werden bei einigen Teilnehmern naturgemäß be-

stimmte Erkrankungen auftreten, die dann mit den er-

hobenen Daten in Verbindung gebracht werden können. 

Die Studie bietet damit ein einzigartiges Potential für 

eine Vielzahl von wissenschaftlichen Untersuchungen. 

Aus alledem werden die Forscher wertvolle Erkenntnis-

se darüber gewinnen, aus denen Strategien für eine bes-

sere Vorbeugung und Behandlung der wichtigsten Volks-

krankheiten abgeleitet werden können.

Ziele des Mortalitäts-Follow-Up am BiB
Das neu am BiB angesiedelte Mortalitäts-Follow-Up 

ermittelt und dokumentiert die Todesursachen der im 

Verlauf der Studie verstorbenen Probanden sowie wich-

tige Daten, die für die Einschätzung der letzten Lebens-

phase von Bedeutung sind. Geleitet wird das vierköpfi ge 

Forscherteam von Prof. Dr. Dr. med. Ulrich Müller. 

Bernhard Gückel, BiB

Mortalitäts-Follow-Up der Nationalen Kohorte neu am BiB: Unter der 
Leitung von Prof. Dr. Dr. med. Ulrich Müller (rechts im Bild) widmen 
sich Andrea Werdecker, Dr. Ronny Westerman sowie Martina Schmidt-
Stolte (von links) vor allem der Ermittlung und Dokumentation von To-
desursachen. (Bild: BiB)
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Das BiB in den Medien

Lange Arbeitswege führen zu Stress – was tun?  Dr. Heiko Rüger und Prof. Dr. Norbert F. Schneider 

zu den gesundheitlichen Folgen des Fernpendelns und möglichen Gegenstrategien

In den letzten Jahren nehmen Arbeitnehmer immer län-
gere Wege auf sich, um zum Arbeitsplatz zu kommen. 
Diese Entwicklung kann für die Betroffenen aber erheb-
liche gesundheitliche Folgen haben. So steigt beispiels-
weise das Risiko für Stressempfinden, wie Dr. Heiko Rü-
ger im Interview mit dem NDR Radio am 23. März 2015 
betonte. Um hier gegenzusteuern sind auch die Arbeit-
geber gefragt, die mit zahlreichen Strategien den Pend-
lerstress abmildern können. Welche Möglichkeiten es 
hier gibt, stellte Dr. Rüger im Gespräch mit dem Magazin 
„teamwork – Das Magazin für den modernen Arbeitgeber 
(Ausgabe 2/2015)“ vor. Im Interview mit dem WDR-Ma-
gazin „Westpol“ betrachtete der Direktor des BiB, Prof. 
Dr. Norbert F. Schneider, vor allem mögliche Lösungsan-
sätze aus Sicht der Betroffenen sowie der Politik.  

Pendeln sorgt für Stress und kann sich negativ auf das 

gesundheitliche Wohlbefi nden auswirken. Untersuchun-

gen zeigten, dass es zu einer Ausschüttung von Stress-

hormonen im Körper kommt, deren Intensität mit der 

Länge der zu bewältigenden Strecke zunehme, betonte 

Dr. Rüger. Dabei treten die benachteiligenden Effekte des 

Fernpendelns mehr bei den Frauen auf. Dies hat in erster 

Linie mit der Frauenrolle zu tun, die nach wie vor stärker 

auf die Hausarbeit und die Kinderbetreuung ausgerich-

tet und damit schwieriger mit hohen Mobilitätserforder-

nissen vereinbar ist. Besonders stressig sei die Situati-

on beim Auftreten des Gefühls von Kontrollverlust, etwa 

wenn ein Zug Verspätung hat oder der Stau auf der Auto-

bahn kein Ende fi ndet. Man ist der Situation ausgeliefert 

und der Stresslevel steigt an, weil berufl iche Termine zu 

platzen drohen, so Dr. Rüger.

Hier sind auch die Arbeitgeber gefordert. Wenn Mit-

arbeiter einen langen Arbeitsweg auf sich nehmen, sei 

dies zunächst ein Indikator für hohe Einsatzbereitschaft, 

zumal die Fernpendler meist gute Gründe dafür haben, 

nicht näher an den Arbeitsplatz heranzuziehen. Aus der 

Sicht des Arbeitgebers gibt es Möglichkeiten, hier entlas-

tend einzugreifen – etwa mithilfe von fl exiblen Arbeits-

zeiten oder sogenannten „Home Offi ce“-Tagen. Dass 

solche Maßnahmen Wirkung zeigen, belegen Untersu-

chungen des BiB. So haben beispielsweise 72 % der be-

fragten mobilen Erwerbstätigen mit Möglichkeit zur Te-

learbeit erklärt, erfolgreich mit ihrer Mobilität umgehen 

zu können. Bei Beschäftigen, denen keine Gegenmaß-

nahmen seitens des Arbeitgebers angeboten wurden, 

waren deutlich weniger mit ihrer Situation zufrieden. Aus 

Arbeitgebersicht sei es daher hilfreich, die Belange von 

Berufspendlern bei der Termin- und Aufgabenplanung 

bewusst zu berücksichtigen und beispielsweise den Ar-

beitsablauf so zu organisieren, dass sich der Feierabend 

des fernpendelnden Mitarbeiters nach Möglichkeit nicht 

verzögere, rät der Soziologe. Aus seiner Sicht müsse das 

Thema im betrieblichen Gesundheitsmanagement ver-

ankert werden. Denkbar seien hier zum Beispiel Semi-

nare zur Stressbewältigung. Welche Maßnahmen letzt-

lich sinnvoll seien, muss zusammen mit den Betroffenen 

geklärt werden, denn: einen Königsweg gibt es in dieser 

Frage nicht, resümierte Dr. Rüger.

Der Umgang mit dem Pendeln und Lösungsmöglichkei-
ten: Prof. Dr. Norbert F. Schneider im Interview mit dem 
WDR-Magazin „Westpol“ am 21. Juni 2015

Neben den bereits genannten gesundheitlichen Fol-

gen wies der Direktor des BiB, Prof. Dr. Norbert F. Schnei-

der, im Interview mit dem Magazin „Westpol“ noch auf 

einen weiteren Aspekt hin: Durch den Zeitverlust hät-

ten Pendler auch weniger Zeit, sich um ihre gesundheitli-

che Vorsorge zu kümmern. Dies trage mit dazu bei, dass 

das Gesundheitsrisiko der Pendler im Vergleich zu Nicht-

Pendlern sogar doppelt so hoch sei. Um dem Mobilitäts-

Stress zu entgehen, könnte ein Umzug eine Lösung sein, 

der sich allerdings nur dann lohne, wenn es eine länger-

fristige Beschäftigungsperspektive am Arbeitsort gebe. 

Da unter Mobilitätsstress leidende Arbeitnehmer we-

niger produktiv seien, müsse auch der Arbeitgeber sei-

nen Beitrag zu einer deutlichen Stressreduktion leisten. 

Aber auch die Politik könne einen Beitrag zur Entlastung 

liefern, indem sie für eine bessere Verkehrsinfrastruktur 

sorgen könne, betonte Prof. Schneider. So habe die Bahn 

zwar viel in den Fernverkehr investiert, aber wenig in den 
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hauptsächlich von Pendlern benutzten Nahverkehr. Al-

lein durch die Bedingungen in lauten, überfüllten und 

heißen Pendlerzügen entstehe bereits Stress. Letztlich 

müssten die Betroffenen die Wegezeit für sich mit Sinn 

füllen und positiv besetzen – sei es mit Lesen, Musik hö-

ren, Unterhaltungen im Auto oder Zug oder ganz einfach 

zum Abschalten nutzen. Wer die Pendelzeit als verlorene 

Zeit betrachte, erhöhe das Risiko darunter zu leiden und 

irgendwann gesundheitliche Folgen zu verspüren. 

Bernhard Gückel, BiB

Füße hoch ist (k) eine Option: Dr. Andreas Mergenthaler über aktive Ältere im Ruhestand in der 

Sendung „Lebenszeit“ des Deutschlandfunks am 19. Juni 2015 

Viele ältere Menschen gestalten heute ihren Ruhestand 
aktiver als dies in früheren Jahrgängen noch der Fall war. 
Die Zahl der Menschen, die auch nach dem Ende ihres 
aktiven Berufslebens weiter erwerbstätig sind, hat sich 
in den letzten Jahren bei über 65-Jährigen deutlich er-
höht. Hinzu kommt ein wachsender Anteil an Personen 
im Alter zwischen 55 und 70 Jahren, die sich über eh-
renamtliche Tätigkeiten in die Gesellschaft einbringen. 
Über die Ursachen und damit verbundene Problemla-
gen im Hinblick auf eine zunehmend aktiv alternde Ge-
sellschaft diskutierte Dr. Andreas Mergenthaler auf der 
Grundlage aktueller Ergebnisse der TOP-Studie des BiB 
im Gespräch in der Sendung „Lebenszeit“ des Deutsch-
landfunks.

Die Basis für eine Zunahme des „active ageing“ liege 

zum einen an der deutlich gestiegenen Lebenserwartung 

und zum anderen an der gewachsenen Zahl gesunder Le-

bensjahre auch im höheren Alter, betonte Dr. Mergentha-

ler. Die Ergebnisse der TOP-Studie des BiB zeigten, dass 

sich zudem die Übergänge in den Ruhestand relativ stark 

fl exibilisiert haben. Es gibt unterschiedliche Übergangs-

pfade in den Ruhestand, wobei es sich hier nicht um ei-

nen klar zu verortenden Schritt im Lebenslauf handelt, 

sondern tatsächlich eher um eine Phase, die auch durch 

die Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit unterbro-

chen werden kann. Was die Wahlfreiheit angeht, so gilt 

es allerdings zu differenzieren: Für bestimmte Gruppen 

in der Bevölkerung sieht die Realität so aus, dass sie im 

Alter nicht die Wahl haben, was sie machen wollen. Da 

die Erwerbsbiografi en heute diskontinuierlicher und ge-

brochener verlaufen, sind die Betroffenen nicht mehr in 

der Lage, hohe Rentenansprüche zu erwerben. Sie wer-

den daher auch im Ruhestand erwerbstätig bleiben müs-

sen. 

Motive für ein aktives Alter
Bei denjenigen, die aus freien Stücken weiter aktiv 

bleiben, spielen nach der BiB-Studie vor allem indivi-

duelle subjektive Motive, wie zum Beispiel der Kontakt 

zu anderen Menschen, Spaß an der Arbeit oder das Auf-

rechterhalten der geistigen Fitness eine wesentliche Rol-

le. Dabei tritt vor allem ein Motiv im Alter immer stärker in 

den Vordergrund: die Weitergabe von Wissen und Erfah-

rungen. Dass dieses Engagement bisher gesellschaftlich 

noch nicht hinreichend honoriert wird, liegt seiner Mei-

nung nach an einem nach wie vor präsenten Altersbild, 

das sich zwar in den letzten Jahren gewandelt hat, aber 

immer noch der Veränderung bedarf. Hier muss sich noch 

einiges ändern, um ein positives Bild des Alterns auch zu 

leben und genügend Wahlmöglichkeiten zur Verfügung 

zu stellen. Dies betrifft alle Bereiche, sei es das Ehren-

amt oder auch die Erwerbstätigkeit bzw. -absicht,  beton-

te der Sozialwissenschaftler. 

In besonderem Maße gilt dies auch für die Betriebe, 

in denen es erst zum Teil mittlerweile einen Kulturwan-

del hin zu einer verlängerten Lebensarbeitszeit gibt. Vie-

le größere Unternehmen haben bereits erkannt, dass al-

tersgemischte Teams mit einem Erfahrungsaustausch 

zwischen Jüngeren und Älteren für die Produktivität von 

Nutzen sind.  Damit wird hier der Ruhestand nicht mehr 

zu einem klaren Schnitt im Leben, sondern zu einem 

recht vielgestaltigen Übergang, der keineswegs mit einer 

völligen Umgestaltung des individuellen Lebens einher-

gehen muss. Die Frage nach der Freiheitsbeschränkung 

der Betroffenen stellt sich zumindest für die freiwillig Tä-

tigen etwa im Ehrenamt nicht, da sie sich aus eigenem  

Willen engagieren. Konfl ikte gibt es hier eher, wenn es 

um familiäre Verpfl ichtungen wie Pfl ege der Eltern oder 

Betreuung der Enkel geht, die meist die Frauen betrifft 

und weniger die Männer. 
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Alter als vielgestaltige Lebensphase

Der veränderte Blick auf das Alter birgt aber auch Ge-

fahren. Dr. Mergenthaler wies darauf hin, dass in den 

letzten Jahren eine sehr scharfe Kehrtwende im aktuel-

len Diskurs weg von der Diktatur des Ausmusterns älte-

rer Menschen in Richtung Aktionismus im Alter vollzo-

gen wurde, die die Altersdebatte nicht bestimmen darf. 

Das Alter muss vielmehr als vielfältige Lebensphase be-

griffen werden, in der ein gesellschaftlicher Rückzug die 

gleiche Legitimität hat wie das Ehrenamt, die Weiterbe-

schäftigung oder das Einbringen in der Familie, so Dr. 

Mergenthaler.    

Bernhard Gückel, BiB

Literatur von BiB-Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

Norbert F. Schneider: 
„Vielfalt der Familie“
Bundeszentrale für politische Bildung, 2015

Im Dossier Familienpolitik der Bundeszentrale für po-

litische Bildung ist ein Beitrag von Prof. Dr. Norbert F. 

Schneider zum Thema „Vielfalt der Familie“ erschienen.

Darin beschäftigt er sich mit der gegenwärtigen Vielfalt 

der Familie im Licht ihres sozialhistorischen Wandels. Er 

zeigt, dass das Neben- und Nacheinander unterschied-

licher Familienformen typisch für die meisten Zeiten ist. 

Die zwischen 1955 und 1975 festgestellte Einheitlich-

keit der Familienformen im Sinne einer außergewöhnli-

chen Dominanz der bürgerlichen Kleinfamilie ist dagegen 

als Ausnahmeerscheinung im Nachkriegsdeutschland zu 

betrachten, die nicht als Bezugspunkt zur Deutung ihres 

Wandels in den vergangenen Jahrzehnten geeignet ist.  

Martin Bujard; Lars Schwebel : 
„Väter zwischen Wunsch und Realität – Neue Vereinbar-
keitsprobleme von Familie und Beruf bei Männern“. 
In: Gesellschaft – Wirtschaft – Politik (GWP) Heft 2/2015: 
211-224

Nach wie vor arbeiten Väter viel, sogar mehr als kin-

derlose Männer. Dabei hat die Zahl der Männer zuge-

http://www.bpb.de/politik/innenpolitik/fa-
milienpolitik/207447/vielfalt-der-familie

nommen, die sich intensiv an der Fürsorge ihrer Kinder 

beteiligen möchten. Damit sehen sich die Väter in ih-

rer Rushhour des Lebens ei-

nem Vereinbarkeitsproblem 

von Familie und Beruf aus-

gesetzt, das zudem dadurch 

erschwert wird, dass sich die 

Rahmenbedingungen nur be-

häbig dem Wandel der Väter-

rolle anpassen und nach wie 

vor zu häufi g auf das Einver-

dienermodell ausgelegt sind. 

Der Beitrag geht der Frage 

nach, warum das so ist und 

untersucht die ökonomischen, institutionellen und nor-

mativen Hindernisse, die den vorhandenen Wünschen 

der Väter nach einer Balance von Familie und Beruf ent-

gegenstehen. Dazu zeigt er mögliche Auswege aus dem 

Vereinbarkeitsdilemma von Vätern auf. In diesem Zusam-

menhang wird deutlich, dass vor allem die Erwerbsar-

beit entscheidenden  Anteil an einer gelungenen Verein-

barkeit hat. Zur Entschärfung des Dilemmas hat in einem 

ersten Schritt aber auch die Politik mit der Einführung 

des Elterngeldes beigetragen. Letztlich müssen aber Un-

ternehmen, Politik und Gesellschaft ihre Rahmenbedin-

gungen und ihre Erwartungen an Väter grundsätzlich än-

dern, um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für sie 

zu verbessern.

Bernhard Gückel, BiB



24
   Bevölkerungsforschung Aktuell 4 • 2015

Aktuelles aus dem BiB•
Vorträge

Prof. Dr. Norbert F. Schneider: 
Bildung im demografischen Wandel

Wie können Kommunen vor dem Hintergrund des de-

mografi schen Wandels, veränderter ökonomischer Rah-

menbedingungen und neuer Anforderungen an die 

Stadtentwicklung als lebenswerte Wirtschaftsstandorte 

wettbewerbsfähig bleiben und dafür ihren Bürgerinnen 

und Bürgern den bestmöglichen Zugang zu Bildung an-

bieten? Diese Frage stand im Fokus der Bundeskonferenz 

Bildungsmanagement des Bundesministeriums für Bil-

dung und Forschung am 24. Juni 2015 in Berlin, die von 

der Bundesbildungsministerin Prof. Dr. Johanna Wanka 
eröffnet wurde. Sie wies darauf hin, dass eine Bildungs-

landschaft nur in der Zusammenarbeit aller politischen, 

gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Akteure gelin-

gen könne. Ziel sei es, eine gerechte Bildung unabhängig 

von sozialer Herkunft dauerhaft zu ermöglichen. 

 Dabei spielt auch die demografi sche Entwicklung eine 

entscheidende Rolle, wie Prof. Dr. Norbert F. Schneider in 

seinem Vortrag betonte. So werde Deutschland zwar älter 

und weniger, zugleich aber auch städtischer und klüger. 

Das Ziel der Anforderungen an ein lokales Bildungsma-

nagement, wie es etwa in der Transferinitiative des BMBF 

umgesetzt werde, müsse dazu beitragen, den Wohlstand 

und die Auftstiegschancen zu fördern und die Vorausset-

zungen der Teilhabe an der Gemeinschaft zu schaffen. 

Das Motto „Bildung für Alle“ bedeute auch, bedarfsori-

entiert zu diversifi zieren, d. h. nicht nur auf das Abitur zu 

setzen, niederschwellige Zugänge zu Bildung zu schaf-

fen und die Durchlässigkeit in der Gesellschaft zu erhö-

hen. Um im demografi schen Wandel eine bildungsori-

entierte Politik als kommunale und regionale Aufgabe 

umzusetzen, müssten die Bürgerinnen und Bürger in-

tensiv beteiligt werden. Zudem bedarf es eines konzer-

tierten und zielorientierten Handelns. Letztlich müsse 

die Gemeinschaft vor Ort durch Teilhabe gefördert wer-

den, indem auch kreative Lösungen bei der Diversifi ka-

tion von Bildungsangeboten entwickelt werden, betonte 

Prof. Schneider.

Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig und Dr. 
Martin Bujard (BiB) diskutieren über Probleme in der 
Rushhour des Lebens

Die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend, Manuela Schwesig, und Dr. Martin Bujard 
diskutierten, wie die Kluft zwischen Anspruch und Wirk-

lichkeit für Eltern in der Rushhour des Lebens überbrückt 

werden kann. Anlass war die Tagung der Friedrich Ebert 

Stiftung zum Thema „Wie leben Familien in Deutschland? 

Familienpolitik und ihre Wirkung“ am 25. Juni 2015 in 

Köln. Zunächst zeigte Dr. Bujard in seinem Vortrag auf 

der Basis neuer Zeitbudgetgutachten sowie Auswertun-

gen zur berufl ichen Arbeitszeit, dass Mütter mehr als frü-

her arbeiten und zugleich die Väter ihr Arbeitspensum 

nicht reduzieren. Zusammen mit Hausarbeit und Zeit 

für die Fürsorge von Kindern arbeiten beide mehr als 60 

Stunden pro Woche. Diese Strukturen führen zu Überlas-

tungen, da die Phasen der Regeneration fehlen und die  

Ausübung von Hobbies oder die Pfl ege sozialer Kontakte 

unter der Situation leiden. Er plädierte daher für eine Ent-

zerrung der Rushhour des Lebens, indem die Arbeitszeit 

im Lebensverlauf besser verteilt werden muss, um die 

von beiden Geschlechtern gewünschte Gleichstellung zu 

ermöglichen. Frau Schwesig stimmte mit den Analysen 

Wie lässt sich die Vereinbarkeit von Beruf und Familie in der Rushhour 
des Lebens vor dem Hintergrund steigender Arbeitszeiten von Müttern 
und Vätern verbessern? Diese Frage diskutierten vor rund 200 Teil-
nehmern und Teilnehmerinnen Bundesfamilienministerin Manuela 
Schwesig (rechts im Bild), Dr. Martin Bujard (BiB, links im Bild) und 
Moderatorin Christina Bylow (Autorin und Journalistin, Mitte). (Bild: 
Friedrich Ebert Stiftung).
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Dr. Bujards überein und warb in der Diskussion für die Fa-

milienarbeitszeit als Beitrag zur Entlastung von Müttern 

und Vätern und zur Verbesserung der partnerschaftlichen 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Das „Elterngeld 

Plus“ und das „Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Fa-

milie, Pfl ege und Beruf“ bezeichnete sie als Meilensteine 

auf dem Weg zur Familienarbeitszeit. Eine wichtige Rol-

le bei der Entschärfung des Spagats zwischen Beruf und 

Familie spielten zudem befristete Beschäftigungsverhält-

nisse. Diese Beschäftigungsform müsse reduziert wer-

den – sowohl in der Wirtschaft als auch im öffentlichen 

Dienst, forderte die Ministerin.

Dr. Bujard plädierte für eine Erweiterung der bishe-

rigen familienpolitischen Trias aus Zeit, Geld und Infra-

struktur um die Faktoren Gleichstellung und Kommuni-

kation im Sinne der Vermittlung von Informationen über 

familienpolitische Angebote und den rhetorischen Um-

gang mit Familienleitbildern. Es bedarf einer „großen Er-

zählung“ in der Familienpolitik, um die neuen Lebens-

entwürfe von Eltern vor dem Hintergrund noch immer 

vorhandener alter Strukturen auch umsetzbar zu ma-

chen, so der Sozialwissenschaftler.

 Dr. Martin Bujard: 
Ist der Anstieg von Kinderlosigkeit oder der Rückgang 
von Mehrkindfamilien für den Geburtenrückgang verant-
wortlich?

Die Hauptursachen für den Fertilitätsrückgang im Zuge 

des Zweiten Demografi schen Übergangs liegen vor allem 

in der Zunahme der Kinderlosigkeit und einem Absin-

ken der Zahl großer Familien mit drei oder mehr Kindern. 

Dazu kommt in einigen Ländern die Verbreitung von Fa-

milien mit nur einem Elternteil, die zu den niedrigen Ferti-

litätsraten beitragen. Wie sehr diese einzelnen Effekte je-

weils letztlich zum Fertilitätswandel beitragen, lässt sich 

bisher wissenschaftlich nicht exakt quantifi zieren. 

In seinem Vortrag beim Kolloquium des Vienna Insti-

tute of Demography am 21. Mai 2015 in Wien stellte Dr. 
Martin Bujard daher eine Dekompositionsmethode vor, 

die es ermöglicht, die Effekte spezieller Paritätsverände-

rungen zwischen Kohortenfertilitätsraten unterschiedli-

cher Kohorten zu berechnen. Dabei wird der Rückgang 

der Kohortenfertilitätsrate in vier Komponenten unter-

teilt: eine zunehmende Kinderlosigkeit, einen abneh-

menden Anteil von Mehrfachgeburten (drei Geburten 

und mehr), einen Interaktionseffekt sowie ein gewan-

deltes Verhältnis von Erst- und Zweitgeburten. Auf der 

Grundlage dieser Methode verglich Dr. Bujard die end-

gültige Kinderzahl Deutschlands der zwischen 1933 und 

1970 geborenen Frauen, wobei die Analysen nach Regi-

on, Perioden und Bildungsgruppen differenziert wurden. 

In der Analyse ergab sich, dass insgesamt die Zunahme 

der Kinderlosigkeit mit mehr als einem Viertel zum Rück-

gang der Kohortenfertilitätsrate beitrug, während die Ab-

nahme von Mehrfachgeburten etwa zwei Drittel des Ge-

burtenrückgangs erklärt. Dr. Bujard wies darauf hin, dass 

die Dominanz des jeweiligen Effektes je nach der unter-

suchten Periode differiert: So beruht der Rückgang der 

Kohortenfertilitätsrate zwischen den Kohorten von 1933 

und 1947 vor allem auf einer rückläufi gen Zahl der Fa-

milien mit drei oder mehr Kindern. Dagegen erklärt sich 

der Rückgang bei den Kohorten zwischen 1947 und 1970 

überwiegend mit einer Zunahme der Kinderlosigkeit. Dif-

ferenziert man die Analyse nach Bildungsgruppen, zeigt 

sich, dass der Beitrag der zunehmenden Kinderlosig-

keit bei den Frauen mit geringerem Bildungsstand frü-

her begann und sich in dieser Gruppe stärker auswirk-

te. Die Ergebnisse dieses Ansatzes belegen bisher, dass 

er für die Analyse der Dynamiken, die zu niedrigen Ferti-

litätsniveaus geführt haben, hilfreich ist, betonte der So-

zialwissenschaftler. Die Diskussion mit den anwesenden 

Demografen hat gezeigt, dass die Fragestellung und die 

Methode innovativ sind, jedoch noch eine gewisse Wei-

terentwicklung notwendig ist.

Dr. Martin Bujard: Dimensionen von Glück im Hinblick 
auf ein Leben mit oder ohne Kinder

Sind Menschen mit Kindern glücklicher als ohne? Wel-

che verschiedenen Dimensionen von Glück gibt es im Le-

ben eigentlich und was benötigt man, um glücklich zu 

sein – gerade auch mit Blick auf ein Leben mit/ohne Kin-

der? Diese Fragen standen im Mittelpunkt des Beitrags 

vor gut 200 Teilnehmern von Dr. Martin Bujard im Rah-

men des Deutschen Evangelischen Kirchentages am 3. 

Juni 2015 in Stuttgart. Ausgehend von den Dimensionen 

Geld, Zeit, Menschen und Sinn identifi zierte er verschie-

dene Arten von Glück: im Hier und Jetzt Glück zu emp-

fi nden, in der Verbundenheit und Nähe zu anderen Men-

schen und in der persönlichen Entwicklung, etwa am 

Wachsen von persönlichen Herausforderungen. Schließ-

lich könne auch das Schaffen von etwas Bleibendem zu 

einem glücklichen Leben führen. Kinder könnten zu all 
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diesen Arten von Glück beitragen, wobei auch diejeni-

gen, die keine Kinder wollten, ein glückliches Leben füh-

ren, denn ihnen stehen andere Optionen der Lebensge-

staltung offen, betonte Dr. Bujard. Die Frage, ob Kinder 

glücklich machen bzw. ob Kinderlose weniger glücklich 

seien, hänge letztlich von der Lebenseinstellung des Ein-

zelnen ab und lasse sich nicht generell beantworten. Ent-

scheidend sei die Frage, ob man das, was man macht, 

selbst als Glück empfi ndet , meinte der Sozialwissen-

schaftler. Es gebe heute einen Freiheitsgewinn in den 

modernen Gesellschaften, der auch zu Überforderung 

führen könne, etwa weil man alles machen möchte. Dr. 

Bujard riet daher zu mehr Gelassenheit statt Perfektio-

nismusstreben, zumal mehr Freiheiten auch Kompeten-

zen des Einzelnen erforderten, das Leben zu planen und 

gewisse Prioritäten zu setzen. Dies gelte auch für die Ent-

scheidung, eine Familie zu gründen.

 
Dr. Martin Bujard beim DIHK-Unternehmenstag zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie

Unter dem Motto „Neue Vereinbarkeit – Flexibilität 

und Chancen für Familien und Unternehmen in Deutsch-

land“ diskutierten die 400 Teilnehmer und Teilnehmerin-

nen des 8. Unternehmenstages der DIHK zum Thema „Er-

folgsfaktor Familie“ am 28. Mai 2015, wie Unternehmen 

die partnerschaftliche Vereinbarkeit in Familie und Be-

ruf unterstützen können. Dabei widmete sich Dr. Mar-
tin Bujard im Rahmen einer Paneldiskussion zusammen 

mit Stefan Reuyß (Sowi Tra) und Stephanie Lohaus (Au-

torin und Herausgeberin) zunächst den Perspektiven von 

Eltern, die Familie und Beruf partnerschaftlich vereinba-

ren wollen. Die Studie des BiB zu Familienleitbildern in 

Deutschland habe gezeigt, dass sich 20- bis 39-Jähri-

ge heute sehr deutlich für gleichmäßig verteilte partner-

schaftliche Rollen aussprechen, sagte Dr. Bujard. „Junge 

Frauen und Männer möchten nämlich beides: Berufl ich 

Erfolg haben und sich um die Kinder kümmern. Das ist 

auch möglich. Jedoch treffen sie oft auf veraltete Struktu-

ren in Betrieben und Politik, die zu stark auf den männ-

lichen Brotverdiener ausgerichtet sind,“ analysierte der 

Sozialwissenschaftler. Gleichheit beziehe sich allerdings 

auf die Teilhabe – und nicht auf die Stundengleichheit, 

betonte der Sozialwissenschaftler. Nicht einmal in Län-

dern wie Island und Schweden, die bei diesem Thema 

weit vorne liegen, gebe es eine gleiche Aufteilung der 

Haus- und Erziehungsarbeit. Trotzdem wäre eine stärke-

re Teilhabe sowohl bei den Vätern als auch bei den Müt-

tern ein Riesenfortschritt. So sollten die Väter nicht nur 

ihre Rolle als Ernährer ausfüllen, sondern auch als ak-

tive Väter präsent sein, während den Frauen zusätzlich 

zu ihrer Mutterschaft auch eine erfolgreiche berufl iche 

Entwicklung ermöglicht werden sollte. Auf diesem Wege 

ist die Einführung des Elterngeldes eine große Hilfe, so 

Dr. Bujard. Besonders gefordert sind hier die Betriebe, 

die Familienbelangen größere Aufmerksamkeit widmen 

müssten. So sollten Vorgesetzte eine klare Botschaft aus-

senden, dass Familienpfl ichten wichtig und legitim sei-

en. Eine permanente Anwesenheitskultur und Arbeits-

zeiten nach 17 Uhr stünden dem entgegen. Es gelte, zu 

erkennen, dass auch Eltern Kompetenzen wie Soft Skills, 

Stressfähigkeit und Führungsqualitäten besitzen, von 

denen letztlich auch das Unternehmen profi tiert. 

Dr. Detlev Lück und Dr. Sabine Diabaté: 
Erklärungsansätze für das niedrige Geburtenniveau in 
Europa: Das Beispiel Familienleitbilder 

Beim internationalen Forum anlässlich des dreißigjäh-

rigen Bestehens des Vienna NGO Commitee on the Fa-

mily des UN Vienna International Centre am 1. Juni 2015 

befassten sich Dr. Detlev Lück und Dr. Sabine Diabaté 

mit der demografi schen Entwicklung der Familie und der 

Frage, welchen Beitrag die kulturellen Prägungen, soge-

nannte Familienleitbilder, in der Gesellschaft für die Er-

klärung der unterschiedlichen Geburtenniveaus in den 

westlichen Industrieländern liefern können.  

Ein Plädoyer für mehr Beachtung von Familienbelangen im Arbeitsle-
ben: Dr. Martin Bujard (BiB) (Mitte) diskutierte mit Stefan Reuyß (Sowi-
Tra, links im Bild), der Moderatorin Sofie Geisel (Leiterin Netzwerkbüro 
„Erfolgsfaktor Familie“) und der Autorin Stefanie Lohaus (nicht im Bild) 
die Perspektiven von Eltern, die Familie und Beruf partnerschaftlich 
vereinbaren wollen. (Bild: DIHK) 
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Zunächst widmete sich Dr. Detlev Lück der Entwick-

lung der Geburtenraten im internationalen Vergleich und 

untersuchte, wie sich die unterschiedlichen Muster erklä-

ren lassen. Er gab einen Überblick über die Rückgänge 

der Geburtenraten im Zuge des ersten und zweiten de-

mografi schen Übergangs, wobei vor allem bei letzterem 

die Raten in den westlichen Industrieländern noch weiter 

zurückgingen. Insbesondere zwischen den Jahren 1965 

bis 1975 erlebte die Lebensform Familie fundamentale 

Veränderungen, die sich unter anderem in einer wach-

senden Vielfalt von Familienformen, steigenden Schei-

dungsraten und sinkenden Geburtenraten bemerkbar 

machten. Eine Ursache hierfür liege in einem Wertewan-

del begründet, im Zuge dessen neue kulturelle Präferen-

zen neue Verhaltensweisen eben auch in Partnerschaf-

ten erzeugten, betonte Dr. Lück. Im Gefolge des zweiten 

demografi schen Übergangs spalteten sich die westeu-

ropäischen Länder beim Geburtenniveau in zwei Grup-

pen: diejenigen, mit (sehr) niedriger Fertilität (d. h. einer 

TFR, die zwischen 1,1 und 1,5 Kinder pro Frau liegt) und 

solchen, deren Geburtenraten nahe am Reproduktions-

level zwischen 1,8 und 2,1 Kindern lagen. Dabei haben 

es in letzten 15 bis 20 Jahren einige Länder wie Frank-

reich oder das Vereinigte Königreich geschafft, ihre TFR 

zu steigern. Für die divergierenden Entwicklungen zwi-

schen den Ländern sei neben den sozio-kulturellen Be-

dingungen (hierzu zählen zum Beispiel die Vereinbar-

keit von Beruf und Familie, Unterschiede bei der Qualität 

der Kinderbetreuung sowie differierende soziale Normen 

und Einstellungen hinsichtlich der Frage, wie Elternschaft 

gelebt wird) auch der kulturelle Hintergrund verantwort-

lich, analysierte der Soziologe.  

Dr. Sabine Diabaté knüpfte in ihrem Vortrag daran an, 

und wies darauf hin, dass die bisher vorhandenen Erklä-

rungsansätze für unterschiedliche Fertilitätsmuster zwar 

erfolgreich seien, gewisse Phänomene aber nicht erklä-

ren könnten. So zeichnet sich beispielsweise die USA 

durch ein konstant hohes Fertilitätsniveau aus, obwohl 

das Land im Vergleich Familien nur geringe familienpo-

litische Unterstützung gewähre. Wie passt dies zusam-

men? Das Beispiel zeige, so Dr. Diabaté, dass die bishe-

rigen Ansätze um den Faktor Kultur in Form von kulturell 

geprägten Familienleitbildern ergänzt werden müssten. 

Die Ergebnisse der Studie des BiB zu Familienleitbildern 

am Beispiel Deutschland zeigten, dass die Ursache der 

niedrigen Fertilität nicht nur in infrastrukturellen Proble-

men liege, sondern zusätzlich auch kulturell begründet 

sei. Hierzu zählten zum Beispiel überzogene Anforderun-

gen an Elternschaft und Mutterschaft, was sich am My-

thos der „guten Mutter“ etc. zeigt. Hinzu kommen an-

spruchsvolle kulturelle Ideale und soziale Normen, die 

Worin liegen die Ursachen der unterschiedlichen Muster bei der Ent-
wicklung der Geburtenraten im internationalen Vergleich? Bei der Su-
che nach Antworten verwies Dr. Detlev Lück auf die sozio-kulturellen 
Bedingungen sowie den kulturellen Hintergrund. (Bild: UN)

Bisherige Forschungsansätze müssen um kulturelle Aspekte wie Fami-
lienleitbilder ergänzt werden, um das Fertilitätsverhalten erklären zu 
können, betonte Dr. Sabine Diabaté. (Bild: UN)
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Paare unter Druck setzen, so dass sie sich letztlich ge-

gen Kinder entscheiden, weil sie Angst haben, den An-

forderungen der Gesellschaft nicht zu entsprechen. Für 

die künftige Forschungsarbeit ergebe sich daraus, dass 

die Interaktion zwischen der Kultur (also den Familien-

leitbildern) und den Strukturen (der Politik) für die Er-

klärung des Fertilitätsgeschehens noch stärker betrach-

tet werden müssten, betonte die Soziologin. Die Politik 

müsse die Verknüpfung zwischen Infrastruktur und Kul-

tur nutzen, insbesondere auch im Hinblick auf die Ge-

schlechtergleichheit und die Aufwertung von Fürsorge-

arbeit. Zugleich müsse auch ein stärkerer Fokus auf die 

Männer gerichtet werden: Sie sollten ermuntert werden, 

sich mehr an der Betreuungsarbeit in der Familie zu be-

teiligen.

Dr. Detlev Lück: Widersprüchliche  Leitbilder von Väter-
schaft

Wie haben sich die Rollenerwartungen an Väter verän-

dert und welche Ambivalenzen und Widersprüche exis-

tieren noch immer? Mit dieser Frage befasste sich Dr. 
Detlev Lück in seinem Impulsreferat beim Workshop des 

prognos-Instituts zum Thema „Die modernen Väter – Bi-

lanz und Ausblick“ am 14. Juli 2015 in Berlin. Einleitend 

gab er zunächst einen Überblick über die Väterforschung 

im Kontext der Arbeitsteilung in Partnerschaften sowie 

der Vereinbarkeit von Familie und Beruf am BiB und stell-

te dazu empirische Befunde der BiB-Studie zu Familien-

leitbildern vor. Die Resultate der Studie weisen für diesen 

Kontext darauf hin, dass die meisten Männer sich zwar 

eigene Kinder wünschen, zugleich aber nach wie vor be-

rufl ich erfolgreich sein und ein Einkommen erzielen wol-

len, mit dem sie ihre Familie ernähren können. Zudem 

besteht ein starkes Leitbild des Vaters als Familienernäh-

rer fort, von dem viele Männer glauben, dass sie daran 

gemessen werden. Dadurch gibt es somit einander wi-

dersprechende Leitbilder, so dass allenfalls von einem 

zögerlichen Wandel der Vaterschaft gesprochen werden 

kann. Diese Entwicklung familienpolitisch zu beeinfl us-

sen ist zumindest auf kurze Sicht begrenzt. Familienpo-

litik braucht Geduld, betonte Dr. Lück. Gegenwärtig lei-

det sie an einem Widerspruch zwischen alten und neuen 

Leitbildern, an denen sie sich orientiert und die sie so 

gleichzeitig kommuniziert. Dies zeigt sich beispielsweise 

an den Maßnahmen Elterngeld versus Betreuungsgeld. 

Letztlich muss Familienpolitik verschiedene realistische 

Lebenspläne für Väter und Mütter entwerfen und diese 

durch stimmige institutionelle Regelungen ermöglichen 

– die auch entsprechend kommuniziert werden müssen, 

resümierte Dr. Lück. 

Frank Swiaczny: 
Regionale Folgen der Alterung und Schrumpfung in 
Deutschland

Frank Swiaczny hat am 28. Mai 2015 in Berlin bei der 

Kommission für „Sozialpolitik und Gesellschaft“ des Ca-

ritas Verbandes einen Vortrag zu „Herausforderungen für 

die Anbieter sozialer Infrastrukturen im demografi schen 

Wandel“ gehalten. Im Mittelpunkt seiner Ausführungen 

standen die regionalen Folgen des demografi schen Wan-

dels durch Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung 

sowie die Zunahme regionaler Disparitäten. Er stellte da-

bei auch erste Analysen der 13. koordinierten Bevölke-

rungsvorausberechnung des Bundes und der Länder vor. 

Thematisiert wurden die künftigen Veränderungen des 

Arbeitskräftepotentials und die durch die Alterung an-

steigende Nachfrage nach Betreuungs- und Pfl egeleis-

tungen als Herausforderungen für die Anbieter sozialer 

Infrastruktur.

Wie sich Alterung und Schrumpfung in den besonders 

betroffenen Regionen auf die Lebensbedingungen der 

Bevölkerung auswirken wird und welche Herausforde-

rungen und Chancen sich daraus für die Anbieter sozia-

ler Infrastruktur ergeben, diskutierte die Kommission mit 

Frank Swiaczny als Experten. Die drohende Schwächung 

der Zivilgesellschaft und die Konsequenzen für das eh-

renamtliche Engagement stellten dabei einen Schwer-

punkt der Diskussion dar.  

Bernhard Gückel, BiB
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Comparative Population Studies – News

Heft 2/2015 von CPoS erschienen

Die Ausgabe enthält folgende Beiträge: 

Michael Windzio, Can M. Aybek

Marriage, Norm Orientation and Leaving the Parental 
Home: Turkish Immigrant and Native Families in Germa-
ny

Der Beitrag untersucht die Unterschiede zwischen 

Deutschen und türkischen Immigranten beim Zeitpunkt 

des Auszugs aus dem Elternhaus. Es wird gezeigt, dass 

das Verlassen des Elternhauses in enger Verbindung mit 

dem Ereignis Ehe steht – besonders bei den türkischen 

Frauen. Im Vergleich hat sich diese Kopplung in der Grup-

pe der deutschen Frauen im zeitlichen Verlauf weiterhin 

abgeschwächt. Hier fi ndet demnach ein kontinuierlicher 

Prozess der Entkopplung von Lebensereignissen und der 

Individualisierung statt, der sich in der türkischen Grup-

pe nicht in gleicher Weise nachweisen lässt. 

Desweiteren zeigen sich Interaktionseffekte durch die 

Orientierung an religiösen Normen in Verbindung mit 

dem Geschlecht, die zwischen den Deutschen sowie den 

türkischen Immigranten differieren. Darüber hinaus zei-

gen die Muster einer Sequenzanalyse bemerkenswer-

te Unterschiede zwischen den Deutschen und Türken im 

Prozess des Auszugs. Die festgestellten Effekte weisen 

darauf hin, dass der Faktor Religiosität die Unterschiede 

bei beiden Gruppen in den Verhaltensmustern beim Ver-

lassen des Elternhauses nicht erklären kann.

Martin Bujard
Consequences of Enduring Low Fertility – A German Case 
Study. Demographic Projections and Implications for 
Different Policy Fields

Welche Folgen hat das bereits seit vier Jahrzehnten 

anhaltende niedrige Geburtenniveau für unterschiedli-

che Politikfelder in Deutschland? Lässt sich mithilfe poli-

tischer und demografi scher Stellschrauben die Schrump-

fung und Alterung der Bevölkerung bewältigen – und mit 

welchen?

Anhand einer Fallstudie zu Deutschland analysiert 

der Autor die Konsequenzen des Geburtenrückgangs für 

die Politikfelder Rente, Gesundheit, Wirtschaft, Arbeits-

markt, Internationale Beziehungen und EU sowie für 

die Gesellschaft und den parteipolitischen Wettbewerb. 

Dazu stellt er eine systematische Verbindung zwischen 

demografi schen Prozessen einerseits und den politi-

schen, gesellschaftlichen und ökonomischen Folgen an-

dererseits her.

Auf dieser Grundlage wird eine Synthese entwickelt, 

die Antworten auf drei Fragen gibt: welche Konsequen-

zen der Geburtenrückgang zu welchem Zeitpunkt auf 

die einzelnen Politikfelder hat, welche politischen und 

demografi schen Stellschrauben in der Zukunft existie-

ren und welche demografi schen Faktoren gesamtgesell-

schaftlich als problematischer einzuschätzen sind: die 

Alterung oder die Schrumpfung der Bevölkerung.

Hannes Weber
Could Immigration Prevent Population Decline? The De-
mographic Prospects of Germany Revisited

Kann Zuwanderung den Bevölkerungsrückgang in 

Deutschland beeinfl ussen? Antworten auf diese Frage 

sucht der Beitrag, indem er anhand von Projektionen un-

tersucht, wie sich eine deutlich höher als bisher ange-

nommene Zuwanderung nach Deutschland auf die Be-

völkerungszahl, die Altersstruktur und die ethnische 

Zusammensetzung auswirkt. Es wird gezeigt, dass die 

Bevölkerung in Deutschland bei einer konstanten Zuwan-

derung von 300.000 Menschen pro Jahr in den nächsten 

Dekaden nicht signifi kant schrumpfen und bis 2050 im-

mer noch bei 80 Millionen Einwohnern liegen wird.

Andererseits wird der starke Anstieg des Altersabhän-

gigkeitsquotienten, also des Verhältnisses von Nichter-

werbstätigen zur Erwerbsbevölkerung, durch zunehmen-

de Migration nur schwach abgemildert. In jedem Fall wird 

sich die Zahl der Ruheständler nach 2035 abschwächen. 

Zudem wird sich die ethnische Zusammensetzung der 

Gesellschaft in einem stärkeren Maße verändern als die 

Alterszusammensetzung. So wird der Anteil der Migran-

ten der ersten und zweiten Generation an der Gesamtbe-

völkerung nach den Projektionen in diesem Szenario auf 

über 35 Prozent anstiegen. Zählt man die dritte Generati-

on noch hinzu steigt er auf über 40 Prozent.  



30
   Bevölkerungsforschung Aktuell 4 • 2015

Aktuelles aus dem BiB•
Michael Mühlichen; Rembrandt D. Scholz; Gabriele 
Doblhammer
Social Differences in Infant Mortality in 19th Century 
Rostock. A Demographic Analysis Based on Church Re-
cords

Der Beitrag untersucht die historische Entwicklung 

der Säuglingssterblichkeit in der Hansestadt Rostock 

und widmet sich im Speziellen der Frage, inwieweit so-

zioökonomische Faktoren die Höhe der Säuglingssterb-

lichkeit im frühen 19. Jahrhundert beeinfl ussten. Es 

lässt sich für die Stadt ein im deutschlandweiten Ver-

gleich äußerst niedriges Säuglingssterblichkeitsniveau 

feststellen, besonders für das erste Drittel des Jahrhun-

derts. Dabei kann ein signifi kanter Einfl uss der berufl i-

chen Schicht des Vaters auf die Überlebenschancen des 

Kindes im ersten Lebensjahr für das frühe 19. Jahrhun-

dert nachgewiesen werden: Neugeborene von berufl ich 

schlechter gestellten Vätern weisen ein größeres Sterbe-

risiko im ersten Lebensjahr auf als die Nachkommen be-

rufl ich bessergestellter Väter. Als Datengrundlage dienen 

die Beerdigungs- und Taufregister der Rostocker Jakobi-

kirche, welche weitgehend erhalten und zu einem gro-

ßen Teil digitalisiert sind. Auf der Basis dieser Individu-

aldaten wird erstmals ein Ereignisdatenanalysemodell 

im Zusammenhang mit der Säuglingssterblichkeit in ei-

ner deutschen Stadt im 19. Jahrhundert untersucht. Des 

Weiteren zeigt dieser Beitrag erstmals die Säuglingsster-

bewahrscheinlichkeit der Stadt Rostock für das gesam-

te 19. Jahrhundert nach Geschlecht und schließt damit in 

zweifacher Hinsicht eine Forschungslücke.

Texte: Die Autoren 
http://www.comparativepopulationstudies.de

Veranstaltungen

European Population Conference 2016 in Mainz: Call for Papers

Vom 31. August bis 3. September 2016 findet erstmals 
in Deutschland die European Population Conference 
statt. Ein Schwerpunkt wird sich dem Thema „Demogra-
fischer Wandel und politische Implikationen“ widmen. 
Seit dem 15. Juni 2015 ist die Homepage zur Konferenz 
im Internet geschaltet (siehe unten), auf der die Teilneh-
mer und Teilnehmerinnen ihre wissenschaftlichen Bei-
träge anmelden können. Einsendeschluss für die Arbei-
ten ist der 15. Dezember 2015.

 Die Anmeldung der Abstracts/Papers kann nur über 

die genannte Homepage durchgeführt werden. Ob die Ar-

beiten angenommen wurden, erfahren die Autoren und 

Autorinnen Anfang März 2016. Wie der Anmeldeprozess 

funktioniert, wird auf der Homepage der EPC detailliert 

erklärt. Hier werden dann auch im Laufe des Jahres wei-

tere Informationen bekanntgegeben.

Die alle zwei Jahre stattfi ndende European Population 

Conference ist die größte bevölkerungswissenschaftliche 

Tagung in Europa, an deren Durchführung erstmals auch 

das BiB in Kooperation mit der European Association for 

Population Studies (EAPS) beteiligt ist. Tagungsort ist die 

Johannes-Gutenberg-Universität in Mainz.

 In insgesamt 15 Themenblöcken aus den unterschied-

lichen Bereichen der Bevölkerungswissenschaft und-so-

ziologie wird sich die Tagung mit aktuellen Forschungsar-

beiten und -ergebnissen befassen. 

(Text: BiB)

http://epc2016.princeton.edu/
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Hohenheimer Tage der Familienpolitik am 27. und 28. Oktober 2015 

zum Thema Familienleitbilder und Familienrealitäten in Deutschland

Der Begriff Familie und die damit verbundenen Vorstel-
lungen davon, wie Familienleben normalerweise aus-
sieht oder aussehen sollte, verändern sich kontinu-
ierlich. Die Tagung beschäftigt sich mit Wünschen und 
Vorstellungen von Familie und Rollenbildern von Frau-
en und Männern. Inwieweit können Familien ihre Wün-
sche angesichts der gegebenen Rahmenbedingungen 
verwirklichen? Und inwiefern beeinflussen Schule, Be-
ruf, Wohnsituation oder zeitliche Restriktionen die Aus-
gestaltung von Familie? 

Bei den diesjährigen „Hohenheimer Tagen der Famili-

enpolitik“, die am 27. und 28. Oktober 2015 in Stuttgart 

stattfi nden, besteht die Gelegenheit, sich mit neuen wis-

senschaftlichen Befunden auseinanderzusetzen, Impul-

se zum Thema zu erhalten und und Praxisbeispiele ken-

nen zu lernen.

Bereits zum fünften Mal laden die FamilienForschung 

Baden-Württemberg im Statistischen Landesamt und die 

Katholische Akademie der Diözese Rottenburg-Stuttgart 

zu dieser bundesweiten Fachtagung zur Familienfreund-

lichkeit in Deutschland ein. 

Text:  Statistisches Landesamt

http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/
BevoelkGebiet/FaFo/

10. Demographie-Kongress „Best Age“ am 8. und 9. September 2015 in Berlin zum Thema: 

„Gut versorgt und selbst bestimmt – Eine moderne Gesellschaftspolitik für Jung und Alt“

Gut versorgt und selbst bestimmt – die Gesundheits-
und Pflegeversorgung in Deutschland wird durch den 
demografischen Wandel auf eine harte Probe gestellt. 
Vor allem in ländlichen Regionen, wo die Bevölkerungs-
zahl weiter abnimmt, bedarf es neu-
er Rahmenbedingungen, Netzwerke 
und innovativer Ideen, um eine gute 
Versorgung vor Ort zu gewährleisten. 
Dabei gilt es, ein selbstbestimmtes 
Leben und gesellschaftliche Beteili-
gung zu ermöglichen, wobei vor al-
lem den Kommunen eine bedeutende 
Rolle zukommt. Der Demografie-Kon-
gress „Best Age“ wird hier interessante Beispiele geben 
und die Zukunft der Gesundheits- und Pflegeversorgung 
diskutieren.

Städte, Gemeinden und Landkreise stehen im Brenn-

punkt des demografi schen Wandels – die Auswirkungen 

von Alterung, Schrumpfung aber auch Urbanisierung und 

Zuwanderung treffen zuallererst die Kommunen. Bei vie-

len Herausforderungen rückt die Beteiligung der Bürger 

ins Zentrum einer intelligenten Stadtpolitik. Thematische 

Schwerpunkte werden in diesem Jahr u. a. Engagement, 

Bildung und Kinderbetreuung sein, sowie die Herausfor-

derungen auf dem Wohnungsmarkt durch den demogra-

fi schen Wandel.

Die Digitalisierung bietet auch im 

Kontext des demografi schen Wan-

dels eine Vielzahl an Chancen. In-

ternetbasierte Dienstleistungen kön-

nen zumindest einige Folgen der 

infrastrukturellen Ausdünnung ab-

mildern und helfen, den Anspruch 

auf gleichwertige Lebensverhältnis-

se in abgelegenen, ländlichen Regi-

onen hoch zu halten. Daher widmet sich der diesjährige 

Demografi e-Kongress gleich in mehreren Fachforen der 

Digitalisierung.

http://www.best-age-conference.com/Kon-
gress/
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Buch im Blickpunkt

Wolfgang Lutz; William P. Butz; Samir KC (Hrsg.): 
World Population and Human Capital in the Twenty-First Century.

Das Buch:
Wolfgang Lutz; William P. Butz; Samir 
KC (Hrsg.):
World Population and Human Capital 
in the Twenty-First Century
Oxford University Press, 2014
ISBN 978-0-19-870316-7

Das Wachstum der Weltbevölkerung könnte mit 9,4 Mil-
liarden Menschen im Jahr 2070 seinen Höhepunkt er-
reichen und danach zurückgehen. Im Jahr 2100 würden 
dann noch 9 Milliarden auf der Erde leben. Dies zeigen 
Bevölkerungsprojektionen der IIASA, die im Mittelpunkt 
des Bandes stehen. Die Beiträge integrieren zum ers-
ten Mal systematisch und auf quantitativer 
Basis die Dimension Bildung bei der Erfor-
schung globaler Bevölkerungstrends und  
damit verbundene Vorhersagemodelle und 
belegen, dass Bildung neben den tradi-
tionellen Variablen Alter und Geschlecht 
einen starken Effekt auf das Bevölke-
rungswachstum hat. Für die Analyse kom-
binieren die Beiträge des Bandes vorhan-
dene Studien mit den Ergebnissen eines 
Expertensurveys und diverser Workshops 
zu den einzelnen Themen sowie mit Prog-
nosen des IIASA-Oxford Surveys von 2011.

Wie Bildung die Demografi e beeinfl usst 

ist zunächst das Thema von Wolfgang Lutz 

und Vergard Skirbekk in Kapitel 2. Hier wird 

das theoretische Fundament für die wei-

teren empirischen Kapitel gelegt und ge-

zeigt, welchen Einfl uss der Faktor Bildung 

sowohl auf die Gesundheit und Mortali-

tät als auch auf die Fertilität hat. So wie-

sen schon frühere Studien einen Zusam-

menhang zwischen einem niedrigen Bildungsstand und 

einer geringeren Lebenserwartung auf. In vielen Ländern 

auf der Welt wurde bereits auf eine Korrelation zwischen 

Bildungsstand und einem längeren Leben, einer besse-

ren Gesundheit und verbesserten mentalen und physi-

schen Zuständen hingewiesen. Dagegen ist der Zusam-

menhang zwischen Bildung und Fertilität komplexer, da 

die Familiengröße zu einem hohen Grad kulturell deter-

miniert ist. Mit dem Anstieg des Bildungsstands der Frau-

en geht aber in nahezu allen industrialisierten Ländern 

ein Rückgang der Fertilität bzw. der Anstieg des Alters 

der Frau bei der Erstgeburt und ein späteres Heiratsalter 

einher. Zudem werden Frauen mit niedrigerem Bildungs-

stand eher ungewollt schwanger als Frauen mit höherem 

Status. Somit wirkt sich der Faktor Bildung hier negativ 

auf die Geburtenentwicklung aus. Dieser Effekt lässt sich 

auch in Entwicklungsländern, die sich in einem mittleren 

Stadium des Fertilitätsübergangs befi nden, nachweisen. 

Die Zukunft der Geburtenentwicklung in 
Ländern mit niedriger und hoher Fertili-
tät

Wie sehr sich ein niedriges Fertilitäts-

niveau bereits auf der Welt durchgesetzt 

hat, steht im Fokus von Kapitel 3, dessen 

Autoren Stuart Basten, Tomáš Sobotka 

und Kryštof Zeman vor allem die treiben-

den Kräfte dieser Entwicklung beleuch-

ten. Klar ist auf jeden Fall, dass dieses 

demografi sche Merkmal nicht mehr län-

ger ein exklusives Alleinstellungsmerk-

mal der reichen westlichen Industriena-

tionen darstellt, sondern global existiert. 

Handelt es sich dabei um ein vorüber-

gehendes Phänomen eines temporären 

Ungleichgewichts zwischen rapidem so-

zialem und ökonomischem Wandel und 

Opportunitäten auf der einen und der 

Familie, den Geschlechterbeziehungen 

sowie dem Reproduktionsverhalten auf 

der anderen Seite? Die Antworten auf diese Frage blei-

ben unbestimmt – vor allem im Hinblick auf die Zukunft 

der Fertilität. Aufgrund der Projektionen ist ein Szenario 

denkbar, in dem ein kontinuierlicher Trend zur Niedrig-

fertilität, wie sie in Ostasien beobachtet wird, weitergeht 

– besonders in Ländern, die sich rapide entwickeln. Die-

se Entwicklung muss allerdings nicht bedeuten, dass es 

nicht zu einem neuerlichen Baby-Boom in einigen Län-

dern kommen kann. Auf jeden Fall spielt der Faktor Bil-

dung insbesondere bei den Frauen eine entscheiden-

de Rolle bei der Suche nach den Ursachen für dauerhaft 

niedrige Fertilität auf der Welt.
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Wie sich die Lage in den Ländern mit hoher Fertilität 

entwickelt hat und welche Perspektiven diese haben, 

beleuchten Regina Fuchs und Anne Goujon in Kapitel 4. 

Hier wird zunächst von einer großen Variationsbreite der 

Geburtenraten in den Regionen der Welt ausgegangen, 

die zum Teil schon innerhalb von Ländern wie z. B. In-

dien erkennbar ist. Diese Differenzen sind gegenwärtig 

größer als jemals zuvor, zumal die Kausalität zwischen 

den Ursachen und dem Rückgang der Fertilität nicht line-

ar verläuft. Dies wird am Beispiel unterschiedlicher Regi-

onen mit einem bisher hohen Fertilitätsniveau wie z. B. 

in Afrika, Asien oder Lateinamerika belegt. Die Entwick-

lung in den ausgewählten Ländern unterstreicht, dass 

der Übergang zu einem niedrigen Geburtenniveau sich 

global durchgesetzt hat, wobei die Geschwindigkeit und 

die Intensität je nach Geografi e, Kultur und sozioökono-

mischen Gegebenheiten stark variieren. Bei allen Unter-

schieden der Regionen zeigt sich: fast alle Länder auf der 

Welt sind mehr oder weniger intensiv in der Frühphase 

des Fertilitätsübergangs mit sinkenden Geburtenniveaus 

angekommen. Auch hier wird das gestiegene Bildungsni-

veau der Frauen als ein bedeutender Einfl uss auf die Fer-

tilität gesehen. Zweidrittel der untersuchten Länder mit 

sehr hohen Fertilitätsniveaus im Jahr 2010 werden nach 

den Projektionen im Jahr 2060 unter dem Reproduktions-

niveau von 2,1 Kindern je Frau liegen.  

Stetiger Anstieg der Lebenserwartung auf der Welt 
In Kapitel 5 betrachten Graziella Caselli, Sven Drefahl, 

Christian Wegner-Siegmundt und Marc Luy die Situati-

on der künftigen Mortalitätsentwicklung in 132 Ländern 

mit niedriger Mortalität. Nachdem diese Länder bereits 

starke Rückgänge bei der Kindersterblichkeit erfahren 

haben, werden die künftigen Mortalitätstrends haupt-

sächlich durch die Mortalität der Älteren und Ältesten 

bestimmt. Somit startet der Beitrag mit einem Überblick 

über die Trends der Lebenserwartung in Niedrigmortali-

tätsländern seit 1950. Es wird deutlich, dass für die Ent-

wicklung der Mortalität vor allem auch der sozioökono-

mische Status, insbesondere der Bildungsstand, eine 

entscheidende Rolle spielt. Der Zusammenhang zwi-

schen Bildung und Mortalität ist dabei ein universales 

Phänomen, wobei sich hier allerdings der genaue Bei-

trag des Bildungsniveaus im Zusammenspiel mit ande-

ren sozioökonomischen Statusmerkmalen nicht eindeu-

tig identifi zieren lässt. 

Für die Entwicklung der Mortalität ist nämlich das so-

ziale, politische und gesundheitliche Umfeld eines Indi-

viduums ebenfalls von Bedeutung. Sicher ist auf jeden 

Fall, dass steigende Bildungsniveaus dazu beitragen, mit 

kommenden Herausforderungen für die Mortalitätsent-

wicklung besser umzugehen.

Wie sieht die Lage bei den Ländern mit gegenwärtig 

hohen Mortalitätsraten aus? Gibt es eine von vielen De-

mografen prognostizierte weltweite Konvergenz im Hin-

blick auf niedrige Mortalität? Dieser Frage widmen sich 

Alessandra Garbero und Elsie Pamuk in Kapitel 6. Sie 

weisen zunächst auf die unsichere Datenlage bei den al-

tersspezifi schen Mortalitätsraten hin, die es für manche 

Länder erheblich erschwert, Vorhersagen zu treffen. Zu-

dem gibt es in einer Gruppe von Ländern Unklarheiten 

aufgrund der Heterogenität der Trends und die Verläufe 

der Mortalität, die keine Prognosen erlauben. Trotz allem 

beschreibt der Abschnitt den derzeitigen Kenntnisstand 

über die Trends der Kinder- und Erwachsenenmortalität 

in Hochmortalitätsländern und diskutiert die Einfl uss-

größen, die den künftigen Kurs der Mortalität bestimmen 

werden. Dazu zählen beispielsweise die HIV/AIDS-Epide-

mie, die Effektivität von Gesundheitssystemen oder Ver-

änderungen im Gesundheitsverhalten. Hinzu kommen 

Infektionskrankheiten und Umwelteinfl üsse.

Internationale Wanderungsbewegungen in Gegenwart 
und Zukunft

Mit den kontinuierlich sinkenden Fertilitäts- und Mor-

talitätsraten rücken die Konsequenzen der internatio-

nalen Migration für den demografi schen Wandel immer 

stärker in den Vordergrund. Die Entwicklung hier vorher-

zusagen, ist aufgrund des Fehlens vorhandener adäqua-

ter Daten schwierig. Daher präsentieren Nikola Sander, 

Guy J. Abel und Fernando Riosmena in Kapitel 7 auf der 

Basis neuer Daten ein neuentwickeltes Modell zur Vor-

hersage simultaner internationaler Migrationsströme, 

mit dessen Hilfe ausgehend von Bestandsdaten der Ver-

einten Nationen bilaterale Wanderungsbewegungen zwi-

schen 196 Ländern über den Zeitraum 1990 bis 2010 

geschätzt werden können. Sie geben zunächst einen 

Überblick über die vielfachen Determinanten für Migrati-

on und fassen die räumlichen Migrationsmuster seit dem 

Jahr 1990 unter Einbeziehung von Urteilen des Experten-

surveys zusammen. Die Resultate ihrer Bevölkerungspro-

jektionen zeigen, dass die globale Zahl von Migranten in 
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über 30 Jahren anfängt zu schrumpfen. Mit verantwort-

lich dafür ist neben einem verlangsamten Bevölkerungs-

wachstum auch eine substanzielle Alterung der Bevölke-

rung. 

Die künftigen Trends der Bildung
Wird es künftig eine weitere dynamische globale Bil-

dungsexpansion geben und in welchem Umfang? Die-

ser Frage gehen Bilal F. Barakat und Rachel E. Durham 

in Kapitel 8 nach, indem sie zunächst die Dynamik der 

Bildungsexpansion aus historischer Perspektive dar-

stellen. Auf der Basis theoretischer Annahmen und ei-

nes Vorhersagemodells stellen sie ein zukünftiges Sze-

nario für 178 Länder vor, das belegen soll, wie und ob 

sich das Bildungsniveau im formalen Schulbereich weiter 

entwickeln wird. Die Projektionen offenbaren in den un-

terschiedlichen Szenarien neben generalisierbaren Mus-

tern in einer großen Zahl von Ländern allerdings auch in-

dividuelle Entwicklungen in einzelnen Ländern, in denen 

Abweichungen nachweisbar sind. Diese reichen von ei-

nem stagnierenden Bildungsstand bis hin zu einem An-

stieg des Bildungsniveaus.

Probleme mit den Daten
Die dem Band zugrundliegenden Daten und Metho-

den stellen Samir KC, Michaela Potancoková, Ramon 

Bauer, Anne Goujon und Erich Striessnig in Kapitel 9 vor. 

Sie weisen darauf hin, dass international konsistente Da-

ten über das Alter und Geschlecht von Bevölkerungen 

bereits für die meisten Länder vorhanden sind, während 

Daten im Hinblick auf die Verteilung des Bildungsni-

veaus zusätzliche Harmonisierungsanstrengungen durch 

die Diskrepanzen zwischen Ländern, Alter und Zeit erfor-

dern. Bedingt durch die Vielfalt der nationalen Bildungs-

systeme in den einzelnen Ländern hat daher die UNESCO 

zur besseren internationalen Vergleichbarkeit den Stan-

dard ISCED (International Standard Clssifi cation of Edu-

cation) eingeführt. Trotzdem bleibt es zum Beispiel vor 

allem bei hoher Migration schwierig, aufgrund der Daten-

lage die Bildungsniveaus von Migranten zu schätzen und 

vorherzusagen.

Fazit: Bessere Bildungschancen bremsen das Wachstum 
der Weltbevölkerung

In Kapitel 10 und 12 ziehen Wolfgang Lutz und Samir 

KC ein Resümee der Bevölkerungsprojektionen hinsicht-

lich Alter, Geschlecht und Bildungsstand für die unter-

suchten Länder der Welt bis zum Jahr 2060 bzw. 2100. 

Ausgehend von einem mittleren Szenario (das aus heu-

tiger Sicht wahrscheinlichste) würden demnach im Jahr 

2030 8,3 Milliarden Menschen und 2060 9,2 Milliarden 

auf der Erde leben. Die Projektionen zeigen dazu auch, 

dass sich das Bildungsniveau der wachsenden Bevölke-

rung verändert. Die Bevölkerung wird demnach nicht nur 

zahlenmäßig ansteigen, sondern zugleich auch besser 

ausgebildet sein als heute. Der Anteil der Menschen ohne 

Schulbildung wird stagnieren bzw. schrumpfen, während 

gleichzeitig der Anteil der Bevölkerung mit wachsendem 

Bildungsniveau rapide ansteigen wird. Dies gilt beson-

ders bei steigender Qualifi kation der Frauen mit den ge-

nannten demografi schen Konsequenzen wie sinkendes 

Fertilitätsniveau und rückläufi ge Kindersterblichkeit. Da-

raus ergibt sich, so die Autoren, dass bessere Bildung 

zu einem deutlichen Rückgang des Bevölkerungswachs-

tums führt. 

Die Tatsache, dass die Alterung der Bevölkerung wei-

ter voranschreitet, wird von den Projektionen bestätigt. 

So weisen Sergei Scherbov, Warren C. Sanderson, Sa-

mir KC und Wolfgang Lutz in Kapitel 11 auf der Grundla-

ge neuer methodischer Ansätze darauf hin, dass es in na-

hezu allen Teilen der Welt eine signifi kante Zunahme des 

Anteils älterer Menschen geben wird. Europa verzeichnet 

somit einen Anstieg bei den über 65-Jährigen von gegen-

wärtig 16 auf 29 Prozent im Jahr 2050 sowie 36 Prozent 

im Jahr 2100. Zugleich wächst mit dem Anteil der Älte-

ren auch die Gruppe derjenigen mit einem höheren Bil-

dungsabschluss weiter an.  Dies gilt vor allem für Latein-

amerika, Asien und Afrika. Damit werden beispielsweise 

zum Ende dieses Jahrhunderts die „Alten“ in Afrika bes-

ser ausgebildet sein als die „Alten“ im Europa des Jah-

res 2010.

Bernhard Gückel, BiB
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Kurz vorgestellt

Richard Alba; Nancy Foner: 
Strangers No More: Immigration and the Challenges of 
Integration in North America and Western Europe.
Princeton University Press 2015

Wie sich die Wege der Integration von Migranten in un-

terschiedlichen westlichen Ge-

sellschaften entwickeln ist The-

ma dieses Bandes. Im Fokus 

steht die Flüchtlings- und Migra-

tionspolitik in den Ländern Frank-

reich, Deutschland, Großbritan-

nien und die Niederlande sowie 

den USA und Kanada. Dabei wer-

den sowohl die Integrationsfort-

schritte als auch Hindernisse aus 

institutioneller Perspektive (wie 

z.B. dem Arbeitsmarkt, dem Bildungssystem sowie der 

Politik) aufgezeigt und die kontroversen Fragen der Re-

ligion, Rasse, Identität betrachtet. So wird zum Beispiel 

analysiert, warum die Religionszugehörigkeit von Mig-

ranten eher in Westeuropa eine signifi kantes Problem 

bei der Integration darstellt als etwa in den USA, wo dafür 

das Merkmal Rasse als Integrationshindernis betrachtet 

wird. Darüber hinaus wird gezeigt, warum in allen Län-

dern wachsende ökonomische Ungleichheit und die Ver-

breitung von prekären Niedriglohnjobs die Lebenslage 

für die Migranten erschwert. Zudem werden Erklärungen 

zum Erfolg der Integration von Migranten in den Ländern 

überprüft und dazu nationale Politikmodelle, die Ökono-

mie und die historische Entwicklung von Kanada sowie 

den USA miteinbezogen.
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Fast die Hälfte der 

Deutschen ist ein Vier-

teljahrhundert nach der 

Wiedervereinigung der 

Ansicht, dass es mehr 

Unterschiede als Gemein-

samkeiten zwischen Ost 

und West gibt. Zu diesem 

Befund kommt eine Be-

fragung, die das Berlin-

Institut für Bevölkerung und Entwicklung eigens für die 

Studie „So geht Einheit“ vom GfK Verein hat durchführen 

lassen. Welches Bild Ost- und Westdeutsche voneinan-

der und von sich selbst haben, ist nur eines von 25 The-

menfeldern, in denen diese Studie der Frage nachgeht, 

wie weit das einst geteilte Deutschland in den vergan-

genen 25 Jahren zusammengewachsen ist. Dazu zählen 

auch Gemeinsamkeiten und Unterschiede der demogra-

fi schen Entwicklung in Ost- und Westdeutschland.

Verlagstext

Von Hürden 
und Helden
Wie sich das Leben auf dem Land neu erfinden lässt

n +++ Kommunen müssen gesetzliche Grenzen ausreizen +++ von Bürgern betriebene Dorfläden nicht als gemeinnützig anerkannt +++ überdimensionierte Was
 teuer und unflexibel +++ Pflegedienste fürchten Konkurrenz durch Ehrenamtliche +++ hohe Auflagen behindern Bürgerinitiativen +++ fahrende Arztpraxen ve


